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Präsident Wolfgang Thierse: 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 4 a und 4 b sowie
Zusatzpunkt 1 auf:

4 a) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für die Angelegenheiten
der Europäischen Union (20. Ausschuss)

– zu dem Entschließungsantrag der Fraktionen
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN

zu der Abgabe einer Regierungserklärung
durch den Bundeskanzler zu den Ergebnis-
sen des Europäischen Rates in Kopenhagen
am 12. und 13. Dezember 2002

– zu dem Antrag der Abgeordneten Peter
Hintze, Dr. Gerd Müller, Michael Stübgen,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der
CDU/CSU

Der Weg für die Osterweiterung ist frei:
Abschluss der Beitrittsverhandlungen auf
dem Europäischen Rat von Kopenhagen

– zu dem Antrag der Abgeordneten Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger, Daniel Bahr
(Münster), Ernst Burgbacher, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der FDP

Historischer Erweiterungsgipfel verstärkt
Druck auf innere Reformen der Europä-
ischen Union

– Drucksachen 15/215, 15/195, 15/216,
15/451 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Günter Gloser
Peter Hintze
Rainder Steenblock
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger

b) Beratung des Antrags der Fraktionen der SPD
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN

Der europäischen Verfassung Gestalt geben –
Demokratie stärken, Handlungsfähigkeit er-
höhen, Verfahren vereinfachen

– Drucksache 15/548 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union (f)
Auswärtiger Ausschuss

Innenausschuss
Sportausschuss
Rechtsausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft
Verteidigungsausschuss
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung
Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung
Ausschuss für Tourismus
Ausschuss für Kultur und Medien

ZP 1 Beratung des Antrags der Abgeordneten Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger, Dr. Claudia
Winterstein, Jürgen Türk, weiterer Abgeordneter
und der Fraktion der FDP

Das neue Gesicht Europas: Kernelemente ei-
ner europäischen Verfassung

– Drucksache 15/577 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union (f)
Auswärtiger Ausschuss
Innenausschuss
Rechtsausschuss

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. – Ich höre
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort als erster Red-
ner hat der Kollege Peter Hintze von der CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Hintze (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Europa ist gestern von einem feigen Mordanschlag
auf den serbischen Ministerpräsidenten Zoran Djindjic
erschüttert worden. Wir trauern um einen mutigen Politi-
ker, der für den Demokratieprozess in seinem Land und
damit auch für Europa einen bleibenden Beitrag geleistet
hat. Die Konstante des Zoran Djindjic war der Kampf
für Demokratie und gegen Diktatur. Wir setzen darauf,
dass die Mörder rasch gefasst werden und dass ihr Anlie-
gen scheitert. 

Politische Instabilität in einem Teil Europas betrifft in
seinen Auswirkungen den ganzen Kontinent. Die äußerst
fragile Stabilität auf dem Balkan muss mithilfe und im
Interesse Europas gehalten und gefestigt werden. Ich be-
grüße es außerordentlich, dass der EU-Außenbeauftragte
Javier Solana bereits heute nach Belgrad reist, um der
Regierung bei ihrer Reformbemühung zu helfen. Der
Demokratisierungsprozess im ehemaligen Jugoslawien
braucht unsere weitere Unterstützung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

2003 wird als das Jahr der europäischen Weichenstel-
lungen in die Geschichte eingehen. Wir stehen vor der
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bislang größten Erweiterung der Europäischen Union.
Zugleich wollen wir Europa mit einer Verfassung ein
neues Gesicht geben und es nach innen und nach außen
stark für die Zukunft machen. Schließlich führt uns in
diesen Tagen der Irakkonflikt vor Augen, welche außen-
und sicherheitspolitischen Herausforderungen die Euro-
päische Union in den kommenden Jahren zu bewältigen
hat. 

Die zentrale Frage, vor der wir heute stehen, lautet:
Wie machen wir Europa angesichts neuer Herausforde-
rungen zu einer wirtschaftlich, politisch und kulturell
starken Gemeinschaft? Der Erfolg der Europäischen
Union beruht auf zwei Einsichten: Das europäische Pro-
jekt kann nur gelingen, wenn der Gemeinschafts-
gedanke die nationalen Partikularinteressen überwiegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und: Europa ist auf eine enge transatlantische Part-
nerschaft ebenso angewiesen wie Amerika auf einen
starken europäischen Pfeiler. 

Seit Konrad Adenauer zeichnet eine kluge Politik aus,
dass sie die Interessen Deutschlands am besten in einem
versöhnlichen Ausgleich und in einer herzlichen Freund-
schaft mit Frankreich und zugleich in einer festen Ver-
bindung mit den Vereinigten Staaten von Amerika auf-
gehoben sah. Ich halte es für ein Gebot der Vernunft, an
dieser Einsicht in der deutschen Politik festzuhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es war ein verhängnisvoller Fehler, dass die Bundes-
regierung mit dieser Kontinuität gebrochen hat. Sie hat
sich in den vergangenen Monaten dazu hinreißen lassen,
dieses Prinzip der doppelten Bindung auf dem Altar des
Wahlkampfes zu opfern. Was wir damit erleben, ist ein
verhängnisvoller Paradigmenwechsel in der deutschen
Politik, nämlich eine Goslarisierung unserer gesamten
Außen-, Europa- und Sicherheitspolitik. 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Albert Schmidt [Ingolstadt]
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie sind ein
Küblböck der Politik! Küblböckisierung!)

Ich will zur Erregung der Kollegen von Rot-Grün sa-
gen: Es ist schon ein trauriger Vorgang, wenn sich ein
deutscher Bundeskanzler im Wahlkampf dazu hinreißen
lässt, alle politischen Prinzipien der Kanzler von Konrad
Adenauer über Willy Brandt bis Helmut Kohl in einer
einzigen Rede zu zertrümmern und damit die Axt an die
Wurzeln der NATO und der Europäischen Union zu le-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mit ihrer „Ohne uns, egal was kommt“-Rhetorik hat
die Bundesregierung die bisher größte Vertrauenskrise in
den transatlantischen Beziehungen hervorgerufen und
eine gemeinsame europäische Position verhindert. 

(Beifall des Abg. Ulrich Heinrich [FDP])

Darin liegt das Problem in der derzeitigen europa- und
außenpolitischen Debatte. Die Schuld dafür liegt bei
Deutschland. Um der Gerechtigkeit willen möchte ich

sagen: Dafür trägt Großbritannien eine Mitverantwor-
tung. Beide haben sich vor Kenntnis der Fakten und vor
dem Austausch untereinander festgelegt: Großbritannien
war auf jeden Fall für, Deutschland war auf jeden Fall
gegen einen militärischen Einsatz. Dadurch wurde die
Entwicklung einer gemeinsamen europäischen Position
verhindert. Das war ein schwerer Fehler.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Heute sprechen wir auch über den Konvent. Ich hoffe
und erwarte – ich will es meinem Kollegen Peter
Altmaier ans Herz legen –, dass in die Verfassung für die
Europäische Union ein Grundsatz aufgenommen wird,
der es der Union ermöglicht, erst einmal eine gemein-
same Position zu formulieren, bevor nationale Wider-
sprüche auftreten. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Dass diese Position im zweiten Schritt von dem einen oder
anderen Staat dann möglicherweise nicht mitgetragen
wird, das ist etwas anderes. Aber wir halten es für falsch,
das Projekt Europa derart infrage zu stellen, dass das ge-
meinsame Handeln durch ein Veto konterkariert wird, be-
vor die Chance auf gemeinsames Handeln besteht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Ein zweiter Komplex spielt hier eine große Rolle. Wir
stehen vor der größten Erweiterung in unserer Ge-
schichte. Was sollen eigentlich die Länder, die der Euro-
päischen Union bald beitreten werden, von der Art hal-
ten, wie sie bei uns aufgenommen werden und wie wir
mit ihnen umgehen? Haben sie nicht eine faire Partner-
schaft und eine faire Beteiligung verdient? Was haben
sie stattdessen erfahren? Sie haben dafür Kritik erfahren,
dass sie es gewagt haben, sich in dieser Schicksalsfrage,
die auch sie angeht, zu äußern und ihr eigenes Interesse
zu formulieren. Die Europäische Union muss eine Ge-
meinschaft von Gleichen sein. Da kann es nicht Euro-
päer erster und zweiter Klasse geben. Es muss heißen:
Als Schicksalsgemeinschaft stehen, beraten und handeln
wir zusammen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Friedbert
Pflüger [CDU/CSU]: Das lernt man schon in
der Kinderstube!)

Es mag sein, dass die Beitrittsstaaten etwas in guter
Erinnerung haben, was bei uns in Vergessenheit geraten
ist: dass nämlich die Neuordnung in Europa, die Über-
windung des Eisernen Vorhangs, die Niederringung der
Diktatur und das Engagement, das die Vereinigten Staa-
ten von Amerika in Europa zur Herstellung einer friedli-
chen und freiheitlichen Ordnung gezeigt haben, sehr
wohl etwas miteinander zu tun haben. Ich füge hinzu: Es
wäre gut, wenn sich auch die deutsche Regierung an die-
ses Handeln Amerikas für und in Europa erinnerte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Das Referendum in Malta war ein erstes Signal dafür,
dass Europa von den Menschen in den Beitrittsländern
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angenommen wird. Weitere Referenden stehen jetzt auf
der Tagesordnung. Sie werden umso erfreulicher für uns
sein, je weniger wir das Vertrauen der Menschen in ein
solidarisches und faires Europa enttäuschen und je deut-
licher wir machen: Die Länder, die zu uns kommen, ver-
stehen wir als einen Gewinn, als eine kulturelle und poli-
tische Bereicherung. Wir dürfen nicht den Eindruck
erwecken, es seien im Grunde Störenfriede, die wir an
unseren wichtigen Beratungen nicht beteiligen wollten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Dr. 
Werner Hoyer [FDP])

Es scheint mittlerweile zum guten Ton zu gehören,
den Vereinigten Staaten von Amerika Unilateralismus
und Hegemonialstreben vorzuwerfen und Europa gegen
die USA auszuspielen. Dabei entsteht der fatale Ein-
druck, dass nicht Saddam Hussein – er hat seine Nach-
barstaaten überfallen und 17 UN-Resolutionen gebro-
chen –, sondern die Vereinigten Staaten das Problem
seien. Damit werden die Tatsachen auf den Kopf gestellt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Es waren die USA, die nach dem 11. September 2001
einen Primat der Diplomatie bewiesen und für eine inter-
nationale Koalition gegen den Terror gesorgt haben. Es
waren die USA, die mit der UN-Resolution 1441 den
Grundstein für eine wirksame Abrüstung des Irak gelegt
haben. Es sind die USA, die, zusammen mit Großbritan-
nien, für eine weitere UN-Resolution werben, um den
Diktator in Bagdad zur Kooperation zu zwingen und
eine sich möglicherweise als notwendig erweisende mi-
litärische Intervention völkerrechtlich zu legitimieren.

Statt auf unsere Freunde zuzugehen und zusammen
mit den USA und Großbritannien einen politischen
Kompromiss im Weltsicherheitsrat zu suchen, schmiedet
diese Bundesregierung Koalitionen mit Moskau und Pe-
king gegen unseren wichtigsten sicherheitspolitischen
Partner

(Zurufe von der SPD: Oh! – Kurt Bodewig
[SPD]: Das ist vollkommen falsch! – Winfried
Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Unsinn!)

und belastet damit auch das Zusammenwirken in Europa
auf erhebliche Weise.

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe die Sorge, dass bei alldem der zivilisatori-
sche Kern des Völkerrechts aus den Augen verloren
wird. Die schrecklichen Erfahrungen aus zwei Weltkrie-
gen mit zwei menschenverachtenden Diktaturen lehren
uns: Eine friedliche Ordnung der Welt gelingt nur auf der
Grundlage allgemein verbindlicher Normen. Sie funktio-
niert nur dann, wenn die internationale Gemeinschaft be-
reit und in der Lage ist, ihre Regeln durchzusetzen.

Wem an einer Durchsetzung des Völkerrechts gelegen
ist, der muss freilich wissen, dass die Völkergemein-
schaft hierbei auf die Vereinigten Staaten von Amerika
angewiesen ist. Sie sind die einzige demokratisch legiti-

mierte Macht, die in der Lage ist, den Beschlüssen der
Vereinten Nationen Geltung zu verschaffen.

Ich will uns hier ganz ruhig sagen: Eine Demütigung
der USA und ein Triumph des Diktators von Bagdad
würden die Welt erheblich gefährlicher machen, gerade
für uns in Europa.

(Beifall bei der CDU/CSU – Klaus Uwe
Benneter [SPD]: Richtig! Aber wer ist daran
schuld? – Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Sprechen Sie auch über das
zweite Kapitel: Demütigung der Vereinten Na-
tionen?)

Der hehre Wunsch nach einer multipolaren Welt führt
in die Irre. Mit ihm verkommt das Völkerrecht zu einer
bloßen Hülle; denn es suggeriert eine politisch-morali-
sche Gleichordnung von Demokratie und Diktatur und
dass es egal sein kann, mit wem wir kooperieren, Haupt-
sache, es sind Mächte.

Das ist nicht unsere Auffassung, meine Damen und
Herren; denn damit würden wir unser Schicksal letztlich
in die Hände von Unrechtsstaaten legen, für die das Völ-
kerrecht immer nur ein taktisches Instrument ist. Freiheit
und Zivilisation dürfen nie zum Spielball von Unrechts-
regimen werden. Wir würden einen schweren Fehler ma-
chen, wenn wir es in der aktuellen Krise dahin trieben,
dass etwa die Vereinigten Staaten von Amerika nicht
mehr bereit wären, wie sie es auf dem Balkan, in Afgha-
nistan und mit Leib und Leben für uns in Europa waren,
für Freiheit und gegen Diktatur einzutreten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es wird Zeit, dass Deutschland seine Koordinaten
wieder richtig setzt und wir uns die Frage stellen: Wem
wollen wir uns anvertrauen, wenn es um elementare Ge-
fahren für die Zivilisation durch Terrorismus, Diktatur
und Massenvernichtungswaffen geht? Diesen Gefahren
können Europa und Amerika nur gemeinsam begegnen.
Wenn wir da eine Stimme haben wollen, wenn wir das
mitbestimmen und mitgestalten wollen, dann müssen wir
für die Voraussetzungen sorgen. Das heißt, dass wir ers-
tens in einer fairen Weise in Europa zu einer gemeinsa-
men Haltung finden müssen – gegen diesen Grundsatz
ist verstoßen worden – und dass wir zweitens dafür sor-
gen müssen, dass wir in der Lage sind, in einer Welt, die
sich geändert hat, in der es neue und gefährliche Bedro-
hungsszenarien gibt, zu handeln. Wir dürfen nicht nur
wirtschaftlich stark und ansonsten verletzlich sein, son-
dern müssen auch die Fähigkeiten haben und schaffen, in
Krisen der Welt mit einzugreifen und mitzuhelfen, damit
diese Krisen nicht die Welt erfassen, sondern wir die
Krisen bewältigen.

Die Antwort muss eine weitere Integration sein. Hier
ist der Verfassungskonvent aufgefordert, die Gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik zu mehr zu machen
als zu einem Nebeneinander von 15, 25 oder noch mehr
nationalen Außen- und Sicherheitspolitiken. Es kommt
darauf auf, dass wir unsere Kräfte bündeln, dass wir bei-
spielsweise das Nebeneinander unserer Streitkräfte in
ein Miteinander führen – erster Schritt: europäische Ein-
greiftruppe auch als Teil der NATO-Response-Force,
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zweiter Schritt: eine europäische Armee –, und dass wir
unsere Soldaten, wenn wir sie mit diesem wichtigen
Auftrag in die Welt senden, auch mit einem Material
ausstatten, das sie schützt, statt mit einem veralteten Ma-
terial, das sie gefährdet.

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben keine Ahnung von der Aus-
stattung der Einsatzkräfte!)

Deswegen lautet unser Appell an die Bundesregierung:
Es besteht die Fürsorgepflicht, dass diejenigen, die für
Recht und Freiheit eintreten, auch vernünftig ausgerüstet
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Europa ist nicht in bester Verfassung, aber ich habe
die Hoffnung, dass wir mithilfe des Konvents eine gute
Verfassung bekommen, die die Dinge zum Besseren
wendet. Es ist jedenfalls aller Anstrengungen wert, Eu-
ropa transparenter, effizienter und demokratischer zu
gestalten. Ich danke den deutschen Mitgliedern des
Konvents dafür – sie kommen aus dem Europäischen
Parlament, dem Bundestag und der Regierung –, dass sie
daran arbeiten, eine solche Verfassung zu entwickeln,
die diesen Namen auch verdient. Europa kann jedenfalls
stolz darauf sein. 

Ich freue mich für meine Fraktion, dass Peter
Altmaier, der in Brüssel im Konvent zusammen mit sei-
nen Kollegen eine erstklassige Arbeit leistet, gleich un-
sere Position im Einzelnen skizziert. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Herr Kollege Hintze, kommen Sie bitte zum Schluss.

Peter Hintze (CDU/CSU):

Herr Präsident, ich komme zum Schluss meiner Rede. 

Europapolitisch sollten wir bei der Erarbeitung der
Verfassung und in unserem konkreten Tun alles daran-
setzen, unsere Handlungsfähigkeit zu erweitern und das
Leben sowie das wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Wohlergehen der Bürger Europas zu bewahren. 

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Michael Roth von der
SPD-Fraktion.

Michael Roth (Heringen) (SPD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
würde gern mit Ihnen über die Chancen Europas und
darüber sprechen, wie wir Europa gemeinsam voranbrin-
gen können; denn die Erweiterung der EU muss jetzt
durch eine substanzielle Vertiefung der Integration flan-
kiert werden. Das war und ist eine Grundregel deutscher

Europapolitik. Ich hoffe, dass darüber Konsens in die-
sem Hause besteht. 

Was drohte sonst? Wir hätten sonst Stillstand,
schlimmstenfalls den schleichenden Zerfall des europäi-
schen Einigungswerks. Darüber, dass wir Letzteres nicht
wollen, sind wir einer Meinung. Mit der Erweiterung
werden sich das Gesicht und die Chancen Europas
grundlegend verändern. Mit Energie und Beharrlichkeit
muss jetzt die Vertiefung der Europäischen Union voran-
gebracht werden. 

Wer bei der Erweiterung aufs Gas drückt, aber bei der
Vertiefung gleichzeitig die Handbremse zieht, bringt die
Europäische Union auf einen ganz gefährlichen Schleu-
derkurs.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Damit es nicht zu einem gesamteuropäischen Schleuder-
trauma kommt, muss der europäische Konvent eine
mutige Verfassung für die Europäische Union erarbeiten,
die vor allem den Bedürfnissen der Bürgerinnen und
Bürger gerecht wird. Weder mit einem Verfassungspla-
cebo noch mit einer Mogelpackung werden wir die
Herausforderungen der Zukunft meistern können.

Ich werde jetzt ein Bild erwähnen, das zumindest der
Außenminister bestens kennt: den Marathonlauf. Die Ar-
beiten des europäischen Konvents ähneln nämlich einem
Marathonlauf. Nach einer umfangreichen Warmlauf-
phase geht man das Rennen behutsam an, teilt sich seine
Kräfte gut ein, verpasst keine der Verpflegungspausen,
weil sonst ein Hungerast droht, beobachtet genau den
Zustand der Mitläufer und hebt sich Reserven für einen
langen Schlussspurt auf. Wir sind jetzt im letzten Drittel
des Verfassungsmarathons und dürfen uns keine Schwä-
chen erlauben. 

Es gibt zwei Gestaltungsprinzipien, die für uns im
Mittelpunkt der Debatte stehen: Handlungsfähigkeit ei-
nerseits und Demokratie andererseits. Die Konvents-
methode zur Ausarbeitung der europäischen Verfassung
ist für sich genommen schon ein gewaltiger Schritt hin
zu mehr Demokratie in Europa. Verfassung bedeutet im-
mer mehr Sicherheit, mehr Stabilität und mehr Frieden.
Sie bedeutet auch die friedliche Austragung von Kon-
flikten.

Vielleicht ist der furchtbare Mord an Zoran Djindjic
für uns alle ein Fanal, das uns ermutigen sollte, noch
schneller und engagierter diesen europäischen Verfas-
sungsprozess voranzutreiben, der hoffentlich in absehba-
rer Zeit die Teilstaaten der ehemaligen Bundesrepublik
Jugoslawien umfassen wird, denn auch ihnen muss eine
europäische Perspektive gegeben werden. Auch das ist
eine Botschaft, die von diesem fürchterlichen Attentat
ausgehen muss. Darin stimme ich dem Kollegen Hintze
voll zu.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Erstmals wirken Parlamentarier aktiv und unmittel-
bar an der europäischen Verfassungsgebung mit. End-
lich! Diese Reformmethode hat bislang gut funktioniert
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und zu ermutigenden Zwischenergebnissen geführt. Un-
seren Konventsmitgliedern, Herrn Meyer, dem Außen-
minister, Martin Bury als seinem Stellvertreter und auch
dem Kollegen Altmaier, möchte ich herzlich danken. Sie
alle setzen sich für dieses herausragende Projekt ein, für
das wir im Deutschen Bundestag so lange gearbeitet und
für das wir so lange gestritten haben.

Diese Konventsmethode muss in der europäischen
Verfassung verankert werden. Die kommende Regie-
rungskonferenz, die in diesem Jahr hoffentlich ihre Ar-
beit abschließen kann, muss die letzte ihrer Art sein. Die
Ergebnisse des Konvents dürfen im Nachhinein nicht
verwässert werden. 

Wer es mit dem Begriff von der Union der Bürgerin-
nen und Bürger in Europa ernst meint, der kommt an ei-
ner weiteren Stärkung des Europäischen Parlamentes
– der Bürgerkammer, wie wir es fortschrittlich nennen –
nicht vorbei. Wir fordern eine umfassende und gleichbe-
rechtigte Mitentscheidung des Europäischen Parlaments
in allen Feldern der Gesetzgebung.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
FDP und des Abg. Peter Altmaier [CDU/CSU])

Ein ebenso wichtiger Schritt zu mehr Demokratie und
parlamentarischer Verantwortlichkeit in Europa ist die
Wahl des künftigen Präsidenten der EU-Kommission
durch das Europäische Parlament. Den Bürgerinnen und
Bürgern muss klar sein, warum es sich lohnt, für Europa
zur Wahl zu gehen. Unterschiedliche Spitzenkandidaten
der europäischen Parteien, die unterschiedliche politi-
sche Ziele verfolgen, machen deutlich, dass es in Europa
– auch da gibt es noch eine Menge zu tun – eben auch
um einen Wettbewerb der Ideen und der Personen geht.
Das macht aber nur dann Sinn, wenn das Europäische
Parlament anschließend den Kommissionspräsidenten
mit der so genannten Kanzlermehrheit wählt. Das Erfor-
dernis einer Zweidrittelmehrheit wäre ein Affront gegen
Europas Wählerinnen und Wähler.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Neben der Demokratie müssen wir zugleich die
Handlungsfähigkeit nachhaltig stärken; denn eine er-
weiterte EU wird mit den Mechanismen von heute sonst
zum gelähmten Bürokratiemoloch. Die Rezepte sind uns
allen längst bekannt: die Durchsetzung des Mehrheits-
prinzips bei den Entscheidungen der EU-Mitgliedstaaten
im Rat in grundsätzlich allen Bereichen, auch in der Jus-
tiz- und Innenpolitik und eben auch in der Außen- und
Sicherheitspolitik. Ohne Mehrheitsprinzip in der Außen-
und Sicherheitspolitik wird es so sein, dass am Ende der-
jenige „Mister Europe“ angerufen wird, der durch sein
Veto die Entscheidungen der EU lahm legen kann. So
einfach und zugleich so schwierig ist das.

Aber wo sind die Konzepte seitens der Union? Ich muss
Sie fragen: Wo ist Deutschland in der Außenpolitik iso-
liert? Die gegenwärtige Situation wurde schon geschildert.
Wir alle tun uns nicht leicht mit der Frage, wie wir den Pro-
zess der Herausbildung einer europäischen Außenpolitik

mit der transatlantischen Tradition verbinden können.
Aber Ihre Plattitüden und Ihre larmoyante Kritik zeigen
überhaupt keine Alternativen zu dem schwierigen Weg
auf, den die Bundesregierung und auch wir beschreiten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Widerspruch bei der CDU/
CSU)

Ich sehe keine substanzielle Alternative und keinen Fort-
schritt in dem, was Sie, Herr Hintze, eben zum Ausdruck
gebracht haben.

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Bisher ha-
ben Sie doch sachlich geredet, Herr Kollege!
Was soll das jetzt?)

Wer in dieser Frage bremst, der verurteilt die EU zum
Stillstand. In einer Europäischen Union der Größe 25
plus x gibt es entweder Mehrheitsentscheidungen im Rat
oder es gibt gar keine Entscheidungen. 

Wer Europa demokratischer und handlungsfähiger
machen will, der braucht keinen gewählten Präsidenten
des Europäischen Rates. Wir bejahen zwar eine bessere
Sichtbarkeit Europas in der internationalen Politik. Wir
sagen gleichwohl Nein zum Oberkommando der großen
Mitgliedstaaten über die Gemeinschaftsinstitutionen.
Eine Vorsitzlösung für den Europäischen Rat ist nur
dann akzeptabel, wenn sie wirklich gemeinschaftstaug-
lich ist. Ich bin froh, dass auch die Bundesregierung in
diesem Sinne denkt und handelt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wer die jüngsten Entwicklungen im und um den Kon-
vent beobachtet, der wird das Gefühl nicht los, dass
einige Akteure massiv versuchen, den europäischen Ver-
fassungsprozess zu schwächen. Die Diskussion über
Zeitpläne, Ratifizierungserfordernisse und die Beteili-
gung bestimmter Akteure sind durchsichtige Manöver.
Sie dienen nur einem einzigen Zweck: die Reform-
schritte möglichst kurz ausfallen zu lassen. Wir dürfen
das nicht hinnehmen. Wir werden das – das ist überein-
stimmende Auffassung – sicherlich nicht hinnehmen;
denn wer jetzt das Ziel der Vertiefung Europas hinter-
treibt, setzt mehr als nur die Erweiterung aufs Spiel. Er
gefährdet den Integrationsprozess insgesamt.

Was wäre denn die Alternative zu einer zukunftsge-
wandten Verfassung? Etwa ein Regelwerk, das den Sta-
tus quo zementiert? Das würde Europa in eine tiefe Krise
führen und könnte dazu führen, dass einige integrations-
willige Mitgliedstaaten voranschreiten, um politisch das
durchzusetzen, was in der Union als Ganzes nicht mehr
möglich ist. Das wollen wir nicht. Wir wollen ein Eu-
ropa, das zusammenhält, ein Europa der Solidarität, das
auf die Herausforderungen der Globalisierung demokra-
tische und sozial gerechte Antworten findet. Wir wollen
ein Europa, das in der internationalen Politik und im
transatlantischen Dialog eine aktiv gestaltende Rolle
spielt. Richtig ist zwar, dass wir letztlich niemanden
zwingen können, diesen Weg mit uns zu beschreiten.
Aber es ist scheinheilig, so zu tun, als könne eine erwei-
terte Europäische Union ohne weitere substanzielle Inte-
grationsfortschritte funktionsfähig bleiben. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, noch eine Bemer-
kung in eigener Sache: Die voranschreitende europäi-
sche Integration und der Verfassungsprozess gehen auch
an uns Abgeordneten nationaler Parlamente nicht spur-
los vorüber. Europapolitik ist schon heute ein integraler
Bestandteil der Innenpolitik. Die Denk- und Handlungs-
muster der klassischen Außenpolitik lassen sich einfach
nicht auf die europäische Politik übertragen. Dieser Tat-
sache müssen sich die nationalen Parlamente, also auch
der Deutsche Bundestag, noch stärker bewusst werden.
Im parlamentarischen Handeln muss dieser Entwicklung
Rechnung getragen werden. Es ist wichtig, dass der
Deutsche Bundestag schon jetzt beginnt, sich mit den
möglichen Ergebnissen des europäischen Verfassungs-
prozesses aktiv auseinander zu setzen. Wir Parlamen-
tarier müssen europatauglich sein und Europa in den
Mittelpunkt unserer Arbeit rücken. Das betrifft alle Poli-
tikfelder: Innen-, Justiz-, Umwelt- oder auch Verbrau-
cherschutzpolitik. 

Deswegen haben wir als Koalitionsfraktionen einen
sehr weit reichenden Antrag präsentiert, mit dem wir
zum Ausdruck bringen wollen, dass der Deutsche Bun-
destag diesen Prozess nicht nur als Beobachter begleitet,
sondern auch konkrete Vorschläge unterbreitet, wie der
Konventsprozess zu einem erfolgreichen Abschluss ge-
bracht werden kann. Wenn wir, liebe Kolleginnen und
Kollegen, das Europäische Parlament nachhaltig stärken
und unsere parlamentarischen Mitwirkungsrechte auf
nationaler Ebene effektiv nutzen, dann wird Demokratie
in Europa künftig mit einem großen D geschrieben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt die Kollegin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger von der FDP-Fraktion.

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Wir diskutieren heute zwei Prozesse,
deren Erfolg oder Misserfolg über die Zukunft Europas
entscheiden wird: die Osterweiterung, für die auf dem
Europäischen Gipfel von Kopenhagen endgültig grünes
Licht gegeben worden ist, und das Projekt der europäi-
schen Verfassung. Beide gehören untrennbar zusammen.
Ohne eine gelungene Reform der EU-Strukturen mit den
Zielen mehr Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, verbürgte
Grundrechte und Handlungsfähigkeit wird das erweiterte
Europa nicht als politisches Europa bestehen können. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Peter 
Hintze [CDU/CSU])

Der feige Mord an Serbiens Premier Djindjic zeigt
uns auf, wie notwendig die demokratische, wirtschaftli-
che und rechtsstaatliche Stärkung der ost- und südosteu-
ropäischen Staaten ist. Die politische Entscheidung für
die Osterweiterung der EU – sie war in den vergangenen
Jahren heftig umstritten – wird durch dieses Attentat er-

neut bekräftigt. Es hat gleichsam den Auftrag, in diesem
Prozess weiter voranzugehen, noch einmal formuliert.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Europa befindet sich an der entscheidenden Weg-
kreuzung. Die europäische Verfassung, eine von der
FDP schon lange Jahre gehegte Vision, die von vielen
noch während der Ausarbeitung der Europäischen
Grundrechte-Charta als Utopie abgetan wurde, könnte
schon bald Realität sein, wenn der Konvent seinen ehr-
geizigen Zeitplan einhält und bald Entwürfe für alle Ar-
tikel der Verfassung vorlegt, wenn nicht allen an die-
sem Prozess Beteiligten der Atem ausgeht – Herr Roth,
beim Marathon braucht man bekanntlich besondere
Techniken –, wenn die tiefen Zerwürfnisse zwischen ei-
nigen Mitgliedstaaten überwunden werden und wenn
die Gefahr gebannt wird, dass große und kleine Mit-
gliedstaaten gegeneinander ausgespielt werden. Man-
che nennen die künftige Verfassung ja schon heute in ei-
nem Atemzug mit der amerikanischen Verfassung von
Philadelphia aus dem Jahre 1787. Aber das ist wirklich
Zukunftsmusik. 

Heute müssen wir uns auf die gegenwärtigen Heraus-
forderungen konzentrieren. Dazu muss ich ganz klar sa-
gen: Die Ereignisse der letzten Wochen und Monate und
ihre möglichen Auswirkungen auf den Verfassungspro-
zess im Konvent bereiten uns als FDP-Bundestagsfrak-
tion große Sorgen. 

(Dr. Werner Hoyer [FDP]: Wohl wahr!)

Das Ringen um den erfolgreichen Weg zur Abrüstung
des Irak hat tiefe Gräben in der heutigen und der erwei-
terten EU entstehen lassen oder aufgedeckt. Auch die
Bundesregierung trägt mit ihrer falschen Frühfestlegung
dafür Verantwortung. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Widerspruch bei der SPD)

Genauso gilt das für die nicht zuerst in der EU abgespro-
chene deutsch-französische Initiative. In diesem Zusam-
menhang ist auch der Brief der Acht zu nennen – ein ein-
maliger Vorgang, der durch schwere diplomatische und
handwerkliche Mängel zu einer in dieser Form bisher
nicht gekannten Konfrontation in der Europäischen
Union geführt hat. Auch der dann endlich auf dem Son-
dergipfel am 27. Februar gefundene Minimalkonsens hat
diese Kluft bis heute nicht schließen können. 

Diese Zerwürfnisse, vielleicht ein Teil Missverständ-
nisse, können die Arbeiten des Konvents nicht nur be-
hindern; sie können das ganze Projekt der europäischen
Verfassung gefährden. 

(Dr. Werner Hoyer [FDP]: Leider wahr! –
Michael Roth [Heringen] [SPD]: Jetzt über-
treiben Sie!)

Dann würde dieses aus unserer Sicht notwendige Projekt
vielleicht in einer Reihe mit der hervorragenden Pauls-
kirchen-Verfassung stehen, die leider nie die Wirkung
entfaltet hat, die man eigentlich von ihr erwartet hat. 
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Das ist keine Schwarzmalerei. Ursprünglich war im
Konvent zum Beispiel vorgesehen, Ende dieses Monats
über die verfassungsrechtliche Ausgestaltung einer ge-
meinsamen europäischen Außen- und Sicherheitspolitik
zu beraten. Das Präsidium des Konvents musste diese
Beratung und die Vorlage von Textentwürfen um meh-
rere Wochen auf April oder Mai vertagen, um nicht das
Risiko einzugehen, im Konvent den Streit zwischen den
Regierungsvertretern sofort neu zu entfachen. Die offen-
sichtliche Diskrepanz zwischen schönen Verfahrensrege-
lungen für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspoli-
tik auf dem Papier und der Realität würde die Arbeiten
des Konvents gegenwärtig unglaubwürdig erscheinen
lassen.

Es sind allerdings nicht nur die außenpolitischen Er-
eignisse, die den Erfolg der Arbeit des Konvents gefähr-
den. Man muss auch der Tatsache ins Auge sehen, dass
die wesentlichen Fragen, insbesondere die institutionel-
len und damit die Machtfragen, bisher noch ungeklärt
sind und dass es angesichts der Vielzahl völlig gegenläu-
figer Interessen und Vorstellungen ungewiss ist, ob die
Delegierten hierüber Einigkeit erzielen werden. 

Die FDP-Bundestagsfraktion hat ihre Vorstellungen
von einem verfassten Europa mit ihrem Antrag zu den
Kernelementen einer europäischen Verfassung zur heuti-
gen Sitzung vorgelegt; denn der Deutsche Bundestag
muss sich jetzt mit schriftlich formulierten Vorschlägen
einbringen, die dann auch zu einem Auftrag und zu einer
Stärkung der deutschen Vertretung im Konvent führen. 

Lassen Sie mich auf zwei Punkte eingehen; meine
Kollegin Frau Dr. Winterstein wird noch konkret auf un-
seren Antrag zu sprechen kommen. Es geht – das ist für
uns wichtig – um das neue Gesicht Europas, also die po-
litisch-demokratisch legitimierte Vertretung Europas
nach außen, und die außenpolitische Repräsentanz der
Europäischen Union. Bei diesen beiden Themen gilt es,
die Weichen dafür zu stellen, ob Europa auch in Zukunft
den Integrationskurs der vergangenen Jahre verfolgen
wird oder ob letztlich doch der intergouvernementale
Ansatz noch mehr an Boden gewinnt. 

Für uns – das sagen wir ganz klar – steht die Stärkung
der Position des Kommissionspräsidenten – die Kom-
mission ist ja das Integrationsorgan der Europäischen
Union – im Mittelpunkt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das wird natürlich von vielen unterstützt. Das ist auch
Element der deutsch-französischen Initiative. Aber die
birgt mit der Doppelspitze, die Sie, Herr Roth, in dieser
Form auch kritisiert haben, sehr wohl Gefahren in sich,
zum Beispiel die, dass der Ratspräsident oder wie auch
immer Sie ihn nennen mögen, der vom Rat gewählt ist,
die Position des Kommissionspräsidenten schwächt,
dass gar nicht klar ist, in welchem Verhältnis sie zuei-
nander stehen, wer für Europa nach außen spricht und es
insgesamt nach außen repräsentiert. Das wird durch eine
Doppelspitze eher verwässert denn gestärkt. Deshalb
wollen wir diesen Weg nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wir sehen schon bei den jetzigen Beratungen im Kon-
vent, dass dieses Kompromissmodell, auf das Sie, Herr
Außenminister, sich eingelassen haben – so habe ich das
immer verstanden –, in dieser Form keinen Erfolg haben
wird. Es gibt nicht wenige Vertreter im Konvent und
auch nicht wenige Mitgliedstaaten, die die Wahl des
Kommissionspräsidenten durch das Europäische Parla-
ment nicht wollen. Das würde bedeuten, dass wir zwar
einen gestärkten Ratsvorsitz bzw. Ratspräsidenten hät-
ten, dass aber das Europäische Parlament, das ursprüng-
lich den Kommissionspräsidenten wählen sollte, nicht
gestärkt würde. Deshalb ist dieses Modell aus unserer
Sicht nicht die richtige Weichenstellung. 

Da meine Redezeit vorbei ist, Herr Präsident,

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Schade!)

noch ein Wort zur so genannten Doppelhutlösung. Der
Schaffung eines europäischen Außenministers stimmen
wir zu.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Wir wollen 
eine Ministerin!)

Aber in der Ausprägung, die jetzt vorgeschlagen worden
ist, kann und darf dies nur eine Übergangsregelung sein.
Denn die Gefahr, dass diese Persönlichkeit zwischen Rat
und Kommission zerrieben wird, ist schon jetzt festge-
schrieben. Deshalb sollte hier allenfalls eine Übergangs-
regelung geschaffen werden. 

Der Verfassungsprozess sollte sich zwar an den vor-
gegebenen Zeitplan halten. Wichtiger ist mir aber eine
gut ausgearbeitete Verfassung, die am Ende dieses Jahres
auf einer Regierungskonferenz vorliegt, als Beratungen
im Konvent, die keine Änderungsanträge berücksichti-
gen und die Bürgerinnen und Bürger nicht einbeziehen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt die Kollegin Anna Lührmann vom
Bündnis 90/Die Grünen.

Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Europäerinnen und Europäer! Man könnte fast
meinen, dass in Europa ein Gespenst umgeht: das Ge-
spenst einer europäischen Verfassung.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Ich dachte: 
Joschka Fischer!)

Auch wenn die Mächte des alten Europas noch zaudern: In
wenigen Monaten werden die europäischen Bürgerinnen
und Bürger ihre europäische Verfassung in der Hand halten. 

Mit diesem alten Europa meine ich nicht das alte Eu-
ropa des Herrn Rumsfeld, sondern das alte Europa, das
sich primär durch nationale Interessen definiert. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das neue 
Europa von Herrn Fischer!)
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Ich meine das alte Europa, das hinter verschlossenen Tü-
ren Entscheidungen trifft, das alte Europa, in dem das
Europäische Parlament oft nichts zu sagen hat. 

Das neue Europa hingegen, an dem im europäischen
Konvent gerade gearbeitet wird, steht für Demokratie,
Handlungsfähigkeit und Transparenz. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das ist 
Fischers Europa!)

Die europäische Verfassung wird das Fundament für die-
ses neue Europa legen, von dem alle profitieren werden. 

Die Ereignisse der letzten Wochen haben uns drama-
tisch verdeutlicht, warum die EU so dringend eine
europäische Verfassung braucht. Denn wie in einem
Worst-Case-Scenario mussten wir miterleben, wie un-
einig Europa ohne effiziente Entscheidungsverfahren und
ohne eine einheitliche Vertretung nach außen sein kann. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Das alte Europa hat sich also, als es brenzlig wurde, als
handlungsunfähig erwiesen. 

Herr Hintze, wenn ich mich recht entsinne, dann ha-
ben auch die CDU/CSU-Europapolitiker schon lange da-
vor gewarnt, dass die EU-Institutionen nicht für eine sol-
che Krise ausgelegt sind. Da hilft kein Polemisieren
Ihrerseits gegenüber der Bundesregierung. Da helfen nur
konstruktive Vorschläge im Verfassungskonvent. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Dr. Friedbert Pflüger (CDU/
CSU): Das haben wir doch gemacht! Einen
konstruktiven Vorschlag nach dem anderen! –
Dr. Gerd Müller (CDU/CSU): Außer uns
macht keiner konstruktive Vorschläge!)

Der Konvent kann zwei Grundvoraussetzungen dafür
schaffen, dass Europa wieder weltweit mit einer Stimme
sprechen kann: Erstens brauchen wir einen europäi-
schen Außenminister als Impulsgeber. Zweitens brau-
chen wir im Rat im Bereich der Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik endlich qualifizierte Mehrheits-
entscheidungen. Diese beiden Vorschläge haben dank
der Initiative der Bundesregierung gemeinsam mit
Frankreich gute Chancen, im Konvent angenommen zu
werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Die momentane Vielstimmigkeit sollte für uns Euro-
päerinnen und Europäer also kein Grund zur Resignation
sein. Denn gerade wenn die Nacht am dunkelsten ist, ist
der Morgen am nächsten. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
SPD)

In den letzten Jahren konnten wir schon häufiger er-
leben, wie hell der europäische Stern am Nachthimmel
erstrahlen kann. Schon das alte Europa hat in den ver-
gangenen Jahren viele internationale Projekte vorange-

trieben, die für die Zukunft meiner Generation extrem
wichtig sind, so zum Beispiel das Kioto-Protokoll oder
den Internationalen Strafgerichtshof. 

Vor dem Hintergrund der Herausforderungen des
21. Jahrhunderts liegen noch viele wichtige Aufgaben
vor dem neuen Europa: Es geht um nichts Geringeres als
um die gerechte Gestaltung der Globalisierung in allen
Teilen der Welt. Es geht um eine Weltinnenpolitik, die
Kriege verhindert, bevor sie beginnen. Es geht um den
Zugang zu Wasser für alle und das ist noch längst nicht
alles. 

Genau diese Ziele Frieden, Demokratie, Solidarität
und Umweltschutz sind typisch europäisch. Nur wenn
Europa an einem Strang zieht, werden wir eine Chance
haben, diese Ziele auch weltweit zu verwirklichen. Da-
für müssen diese Ziele jetzt in der Verfassung festge-
schrieben werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Auch die innere Organisation der EU muss drin-
gend reformiert werden. Wir brauchen demokratischere
und effizientere Institutionen in Europa. Nur dadurch
werden wir zu einer wirklich zukunftsfähigen Politik in
der EU kommen. Im neuen Europa muss das Europäi-
sche Parlament in allen Bereichen der Gesetzgebung mit-
entscheiden können, damit die Europawahlen endlich zu
einer tatsächlich demokratischen Abstimmung über eu-
ropäische Politik werden. Deshalb soll das Parlament
den Präsidenten der Europäischen Kommission wählen –
oder die Präsidentin. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der
FDP)

Eine EU der 25 wird nicht in der Lage sein, schnell
auf neue Herausforderungen zu reagieren, wenn weiter-
hin in vielen Bereichen einzelne Staaten aufgrund natio-
naler Interessen Entscheidungen blockieren können.
Denn schon jetzt gibt es große Probleme durch das Veto-
recht. In vielen Politikbereichen werden zukunftswei-
sende Projekte nicht angepackt, weil auf die nationalen
Interessen einzelner Staaten Rücksicht genommen wer-
den muss. So gibt die EU immer noch die Hälfte ihres
Geldes für eine verfehlte Agrarpolitik aus oder eines der
reichsten Länder der EU erstreitet sich immer wieder ei-
nen Rabatt bei den Beitragszahlungen. 

Das absurdeste Beispiel jedoch betrifft den Tabakan-
bau: Auf der einen Seite subventioniert die EU den An-
bau von Tabak und auf der anderen Seite will sie gleich-
zeitig die Tabakwerbung verbieten. Deshalb brauchen
wir dringend die Abschaffung des Einstimmigkeitsprin-
zips im Rat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir hier im Bundestag – und besonders auch unsere
Vertreter im Konvent – sollten sich in den nächsten Wo-
chen und Monaten dafür einsetzen, dass wir eine zu-
kunftsfähige Verfassung schaffen, eine Verfassung, die
Europa international handlungsfähig macht, eine Verfas-
sung, die Europa auf ein demokratisches Fundament
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stellt, eine Verfassung für eine Europäische Union der
Bürgerinnen und Bürger, also eine Verfassung für ein
neues Europa.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt der Kollege Peter Altmaier von der
CDU/CSU-Fraktion.

Peter Altmaier (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Über die
Notwendigkeit der Reform der europäischen Außen-,
Sicherheits- und Verteidigungspolitik sind wir uns alle
in diesem Hause einig. Herr Bundesaußenminister, was
in der deutsch-französischen Initiative zu diesem Thema
gesagt worden ist, wird doch von uns allen unterschrie-
ben und mitgetragen: im Konvent, im Deutschen Bun-
destag und überall. Aber Sie, sehr geehrter Herr Bundes-
außenminister, sollten dann wenigstens ab und an den
Versuch unternehmen, sich auch in der Praxis an Ihre ei-
genen hehren Prinzipien zu halten. 

(Peter Hintze [CDU/CSU]: Das wäre eine gute 
Idee!)

Es war doch gerade die deutsche Bundesregierung,
die mit ihrem Alleingang, mit ihrem deutschen Sonder-
weg verhindert hat, dass Javier Solana auch nur die Spur
einer Chance hatte, eine gemeinsame europäische Posi-
tion zu formulieren,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Widerspruch bei der SPD)

denn Schröder hat auf der einen Seite hü geschrien und
Blair hat auf der anderen Seite hott gerufen. Inzwischen
ist das Pferd tot und alle beklagen die Situation. 

Ganz ähnlich ist es doch bei der Frage, wie Europa in
Zukunft im Innern organisiert sein soll. Ich habe nicht
gesehen, dass sich der Bundeskanzler in irgendeiner
Weise für die Debatte interessiert, wer in Europa was
machen soll. 

(Günter Gloser [SPD]: Das ist doch völlig 
falsch!)

Er hat offenbar kein Problem damit, dass Europa in Zu-
kunft für alles und jedes zuständig ist. Nur, wenn Europa
dann handelt – Beispiele sind VW und die Wettbewerbs-
politik –, ist der Bundeskanzler der erste, der die Europä-
ische Kommission vors Schienbein tritt und die europäi-
sche Integration infrage stellt. Genau diesen Zustand
können wir uns in Europa nicht leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, wir brauchen – das muss
das Ergebnis des Konvents sein – nicht irgendeine Ver-
fassung. Wir brauchen nicht irgendwelche Kompromiss-
lösungen. Wir brauchen eine starke und entscheidungs-
fähige Europäische Union, die sich auf Kernaufgaben

konzentriert, die demokratisch legitimiert und kontrol-
liert ist.

Wenn wir die Probleme der Bürgerinnen und Bürger,
die es in Europa auch nach 40 Jahren Integration gibt,
ernst nehmen und lösen wollen, dann ist nicht entschei-
dend, ob wir in der Theorie einen Staatenbund oder ei-
nen Bundesstaat haben, dann kommt es darauf an, wie
wir Europa so konstruieren, dass es handeln kann. Dann
können beispielsweise Probleme nicht mit dem alten
Einstimmigkeitsprinzip nach dem Modell der deutschen
Kultusministerkonferenz gelöst werden. Das wird in ei-
ner Europäischen Union mit 25 Mitgliedstaaten nicht
funktionieren.

(Zuruf von der SPD: D’accord!)

Meine Damen und Herren, wir müssen auch über die
Frage sprechen, wer für welche Probleme in Zukunft zu-
ständig sein soll. Nicht jedes Problem in Europa ist auch
ein Problem für Europa. Wenn eine staatliche Ebene al-
les machen will, wird sie in Wirklichkeit nichts mehr
richtig machen. Das ist die Begründung für die Debatte
über Kompetenzabgrenzung und Kompetenzkontrolle.
Wir wollen Prinzipien definieren. Wir wollen auch die
Rolle der nationalen Parlamente stärken. Dabei wollen
wir keine neuen Institutionen und keine neuen Gremien,
aber wir wollen beispielsweise für den Deutschen Bun-
destag und für den deutschen Bundesrat das Recht, die
Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips notfalls auch
gerichtlich vor dem Europäischen Gerichtshof in Lu-
xemburg zu kontrollieren und durchzusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Ich begrüße es ausdrücklich, Herr Bundesaußenmi-
nister, dass auch Sie, dass die Bundesregierung diese
Forderung wenigstens im Antrag für den Konvent unter-
stützt hat, auch wenn wir in der täglichen Debatte im
Konvent nicht den Eindruck hatten, dass diese Probleme
Ihnen besonders auf den Nägeln brennen.

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es! – Was er 
gesagt hat, ist zu wenig!)

Meine Damen und Herren, nach dem blamablen
Scheitern der Regierungskonferenz von Nizza, wo sich
nicht Europa blamiert hat, sondern wo sich die nationa-
len Regierungen, die ihre eigenen kleinlichen Interessen
zu Tode geritten haben,

(Peter Hintze [CDU/CSU]: Unsere an erster 
Stelle!)

blamiert haben, kann man heute bereits sagen: Der Kon-
vent ist ein Erfolg.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Wir haben in diesem einen Jahr mehr erreicht als alle an-
deren Initiativen in den letzten fünf Jahren gemeinsam. 

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Und 
wer hat den Konvent erfunden?)

Und das hat einen Grund. Der erste Grund liegt in der
Öffentlichkeit der Sitzungen. Die Öffentlichkeit der
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Sitzungen und damit die Überwachung durch die Presse
und durch die europäischen Bürgerinnen und Bürger be-
grenzt die Möglichkeit für nationale Regierungen, offen-
sichtlichen Unsinn zu machen. Deshalb haben wir bislang
nicht erlebt, dass nationale Regierungen im Konvent mit
Vetorecht, mit Blockade oder mit offensichtlich unbe-
gründeten und nicht durchsetzbaren Vorschlägen hervor-
getreten sind. Darin liegt eine große Chance für den
Konvent, zu einem Ergebnis zu kommen.

Zweitens. Wir machen in diesem Konvent ja gerade
keine Politik, bei der jeder national seine Erbsen zählt
und das ganze Projekt in Frage stellt, wenn er nicht alle
Erbsen bekommt, die er haben möchte. Nein, wir disku-
tieren in diesem Konvent nach politischen Richtungen,
nach unterschiedlichen Konzepten und Vorstellungen. In
dieser Diskussion ist der lettische Delegierte, der eine
gute Idee hat, genauso viel wert wie der Delegierte aus
Frankreich oder Deutschland, der eine gute Idee hat. Das
ist das Modell, nach dem wir Europa in Zukunft organisie-
ren müssen, und eben nicht nach nationalen Partikularin-
teressen. Dann wären wir als Bundesrepublik Deutsch-
land mit unserer europäischen Zentrallage und mit
unserem Interesse an funktionierender Integration immer
und automatisch die Verlierer.

Deshalb unterstreiche ich auch das, was die Vorredner
gesagt haben. Wir müssen das Konventmodell auf Eu-
ropa übertragen. Wir brauchen öffentliche Ratssitzun-
gen, wenn über europäische Gesetze entschieden wird.
Wir brauchen schlanke Strukturen. Wir brauchen einen
vernünftigen Interessenausgleich zwischen Groß und
Klein. Weder dürfen die Großen die Kleinen noch dürfen
die Kleinen die Großen dominieren. Deshalb, Herr Bun-
desaußenminister, sorgen Sie bitte dafür, dass dieses
unselige Gerede über ein Direktorium von großen
Mitgliedstaaten, über den Europäischen Rat als die
Entscheidungszentrale in der Europäischen Union,
das es in der Anfangszeit des Konvents gegeben hat, be-
endet wird. Ich weiß, Sie denken anders darüber. Wir
müssen es nur im Konvent mehrheitsfähig machen und
durchsetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, die Debatte über die Insti-
tutionen mündet immer wieder in folgende Fragen:
Brauchen wir einen oder zwei europäische Präsidenten?
Brauchen wir einen Doppelhut? Brauchen wir eine Dop-
pelspitze? Brauchen wir eine Pyramide? Soll es einen
Chairman oder einen Präsidenten für den Europäischen
Rat geben? All diese Debatten versteht und begreift
draußen niemand. Deshalb wird der Erfolg des Konvents
auch davon abhängen, ob es uns gelingt, die entschei-
denden europäischen Machtfragen so zu formulieren,
dass die Öffentlichkeit sie versteht, damit die Öffentlich-
keit den Konvent auch unterstützt, wenn er sich gegen
Regierungen und deren Positionen durchsetzen muss. 

Zwei Aspekte sind meiner Meinung nach wichtig,
ganz egal, auf welchem Weg man einen Kompromiss
findet. Wir brauchen keine neuen bürokratischen Mons-
ter, die die Entscheidungsprozesse in Europa weiter
komplizieren und erschweren. Wenn in der Debatte über
eine Kompromissfindung herauskäme, dass neben der

EU-Kommission eine Parallelbürokratie beim Europäi-
schen Rat entstehen würde, dann hätten wir etwas falsch
gemacht und hätten die Erwartungen der Bürger nicht er-
füllt, sondern enttäuscht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Der zweite Punkt. Wir müssen dafür sorgen, dass die
Selbstverständlichkeit, als die wir die Demokratie in un-
seren Mitgliedsstaaten empfinden, endlich auch auf die
europäische Ebene übertragen wird. Bis zu 70 Prozent
all unserer Gesetze kommen aus Brüssel. Es werden in
Brüssel Entscheidungen gefällt, die die Bürger unmittel-
bar betreffen, nicht nur die Landwirte, sondern auch Stu-
denten und mittelständische Unternehmer. Wir müssen
dafür sorgen, dass dieses Europa mindestens so demo-
kratisch organisiert wird wie die Willensbildung in
Deutschland, Frankreich, Luxemburg, Belgien und je-
dem anderen europäischen Land. 

Es gibt allerdings noch einen großen Unterschied.
Dieser Punkt ist wichtig; ich möchte ihn für all diejeni-
gen ansprechen, die uns zuhören, weil er etwas mit der
Europamüdigkeit und Europaverdrossenheit zu tun hat.
Wenn Sie als Bürger eines Mitgliedsstaates mit Ihrer Re-
gierung und den Entscheidungen, die sie trifft, unzufrie-
den sind, dann haben Sie alle vier oder fünf Jahre die
Möglichkeit, Ihre Regierung zu wählen bzw. abzuwäh-
len. Sie haben die Möglichkeit, der Regierung einen
Denkzettel zu geben. Sie können bei Bundestags- oder
Landtagswahlen über politische Konzepte entscheiden.
Sie können als Bürger mit entscheiden, welche Politik in
den nächsten vier oder fünf Jahren gemacht wird. 

Diese Möglichkeit hat der Bürger auf europäischer
Ebene nicht. Es ist nicht erkennbar, welchen Einfluss
und welche Auswirkungen die Wahl zum Europäischen
Parlament auf die Politik hat, die in Europa gemacht
wird. Deshalb müssen wir dieses Prinzip aus den Mit-
gliedsstaaten auf Europa übertragen. Die Bürger müssen
die Möglichkeit haben, mit der Wahl zum Europäi-
schen Parlament auch über ihre Exekutive zu entschei-
den. Deshalb, Herr Bundesaußenminister: Egal, was wir
mit unseren französischen Freunden hinsichtlich der
Frage des Kommissions- und des Ratspräsidenten ver-
einbaren, egal, ob es noch Kompromissmöglichkeiten
gibt, an die niemand von uns denkt, wir müssen errei-
chen, dass der Ausgang der Wahlen zum Europäischen
Parlament einen entscheidenden Einfluss darauf hat, wer
in Europa regiert und wie in Europa regiert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Meine Damen und Herren, diese Europäische Union
von 25 Mitgliedstaaten ist ein Experiment ohne Beispiel
in der Nachkriegsgeschichte. Es gibt weltweit kein Inte-
grationsmodell, das ähnlich weit vorangeschritten ist,
das eine ähnlich hohe Integration aufweist, das ähnlich
viele Mitgliedstaaten, Kulturen und Sprachen unter ei-
nem Dach vereinigt. Deshalb müssen wir alles tun, damit
dieses Experiment gelingt. Ich denke, dass sich jeder im
Konvent darüber im Klaren ist. Wir schaffen einen euro-
päischen Verfassungsvertrag, also eine Verfassung in
Form eines Vertrages, auch deshalb, um europäische
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Identität zu stiften. Ein solches Gebilde kann auf Dauer
nur funktionieren, wenn die Bürger keine Zweifel bezüg-
lich der Identität haben, wenn sie wissen, wer zusam-
mengehört und wie dieses Gebilde aussieht.

Deshalb ist es, wie ich glaube, wichtig, dass wir in
diesem Verfassungsvertrag die Grundrechte-Charta an
die erste Stelle setzen und sie nicht in irgendein Proto-
koll oder irgendwelche Erklärungen am Schluss des Do-
kumentes packen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

„Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ Das ist ein
Kernelement unseres Menschenbildes und unseres
Staatsverständnisses. Dieser Satz steht in Art. 1 Abs. 1
unseres Grundgesetzes und in Art. 1 Satz 1 der Europä-
ischen Grundrechte-Charta. Es wäre großartig, wenn es
uns gelänge, diesen Satz auch in der europäischen Ver-
fassung zu verankern. 

Meine Damen und Herren, wir haben drei Monate
Zeit, um dem Deutschen Bundestag ein Ergebnis vorzu-
legen. Als Vertreter des Bundestages gemeinsam mit
dem Kollegen Meyer in diesem Konvent will ich meinen
Kolleginnen und Kollegen und allen hier in diesem
Hause sagen: Ich bin der Auffassung, dass wir alles tun
sollten, um diese drei Monate zu nutzen. Wir sollten
nicht darüber reden, den Zeitplan aufzuweichen. Wir
sollten keinen Druck aus dem Kessel nehmen. Wir soll-
ten uns von den großen Schwierigkeiten bei den Themen
Irak und Außenpolitik nicht entmutigen lassen. Diese
müssen vielmehr ein Ansporn für uns sein, dafür zu sor-
gen, dass so etwas in Zukunft nicht wieder vorkommt.
Ich glaube, wir haben in diesem Konvent die Chance, die
Lehren aus der Geschichte, auch aus der jüngsten Ge-
schichte, zu ziehen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 

Das Wort hat jetzt der Bundesminister Joseph Fischer.

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der erste
Redner der Opposition hat heute zu Recht darauf hinge-
wiesen, dass in diesem Jahr zwei Entscheidungen, die zu
Recht historisch genannt werden, anstehen, nämlich die
Erweiterung und die neue europäische Verfassung, der
neue Vertrag.

Kollege Altmaier, Sie haben zu Recht unterstrichen
– das freut mich –, dass der Konvent schon heute ein
Erfolg ist. Nun bin ich nicht ganz so weit; das will ich
erst noch sehen. Ich teile allerdings Ihren Optimis-
mus, dass er ein Erfolg werden kann. Ich freue mich,
dass die Opposition dies unterstreicht; denn ich denke,
es ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass der Wechsel

in der Regierung im Jahre 1998 eine Voraussetzung
dafür war, dass wir hinsichtlich der Erweiterung der
EU mit der praktischen Arbeit beginnen konnten; bis
dahin gab es nämlich nur abstrakte Versprechungen,
aber kein Öffnen der einzelnen Verhandlungskapitel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Dr. Gerd Müller [CDU/
CSU]: Das ist Geschichtsklitterung!)

Der zweite Punkt ist die Agenda 2000, die eine wich-
tige Voraussetzung für einen Kompromiss, der uns alles
andere als leicht gefallen ist, war. Auch das dürfen wir
nicht vergessen.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Die Agenda ist 
ein Flop, sonst gar nichts!)

Schließlich komme ich zum dritten Punkt: Auch der
Verfassungsprozess ist von der Bundesregierung unter
Bundeskanzler Gerhard Schröder angeschoben worden,

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: So ist 
es!)

weil wir anders als Sie der Meinung waren, dass eine Er-
weiterung auf 25 Mitglieder und mehr – wir werden bei
der 25er-Union nicht stehen bleiben – ohne eine grund-
sätzliche Reform der Verträge und der europäischen Ver-
fassung nicht möglich ist.

Sie sagen, dass Nizza gescheitert ist. In Nizza haben
wir den Konvent beschlossen. Ich bitte Sie, das nicht zu
vergessen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Dr. Friedbert Pflüger [CDU/
CSU]: Der Konvent ist nicht in Nizza be-
schlossen worden!)

Wie Ihre Rhetorik bei unseren Nachbarn in Frankreich
ankommen wird, bitte, das liegt in Ihrer Verantwor-
tung. Aber wenn ich mir das gerade vor dem Hinter-
grund der aktuellen Erfahrungen und Entwicklungen
anschaue, dann wird mir klar, dass dieser Konvent noch
sehr wichtig sein wird, um auftretende Brüche und Grä-
ben in der erweiterten Union überbrücken zu können
und um nicht in die Gefahr einer Avantgarde-Bildung
hineinzulaufen.

Kollege Hintze, ich möchte hier keine Irak-Debatte
führen. Ich frage mich nur: Wen in diesem Land und in
den anderen europäischen Ländern meinen Sie mit Ihren
Worten eigentlich noch erreichen zu können? Sie – Ihre
Parteivorsitzende und Ihr Kanzlerkandidat haben dies
ebenfalls getan – schweigen bei der entscheidenden
Frage. Es geht darum, ob Sie wollen, dass die Inspektio-
nen abgebrochen werden und dass wir uns der Resolu-
tion der USA, Spaniens und Großbritanniens anschlie-
ßen. Wenn dies so ist, dann sollten Sie sagen, dass Sie
das wollen und dass Sie für einen Krieg gegen Saddam
Hussein sind. Hier haben wir einen tiefen Widerspruch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Es nützt doch nichts, nur im Verfahren zu bleiben. Sie
müssen zum Punkt kommen.
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Diese Bundesregierung hat gegenüber den amerikani-
schen Partnern von Anfang an – und zwar lange vor dem
Wahlkampf – ihre tiefe Skepsis und Sorge bezogen auf
einen Krieg im Irak zum Ausdruck gebracht, weil sie
erstens der Überzeugung ist, dass vor allem die langfris-
tigen Risiken gewaltig sind. Dabei geht es nicht nur um
die humanitären Risiken, die ein solcher Krieg für un-
schuldige Menschen bedeuten würde, sondern zweitens
auch um die Frage des Zusammenhalts der Antiterror-
koalition und die Konsequenzen für den Kampf gegen
den Terrorismus. Drittens geht es um die Frage der re-
gionalen Stabilität, die gerade uns als direkten regiona-
len Nachbarn langfristig tiefe Sorgen macht.

Herr Kollege Hintze, ich komme zum zweiten Punkt
in diesem Zusammenhang: Unter schwierigen Bedin-
gungen hat diese Bundesregierung – der Bundeskanzler,
ich und andere Mitglieder der Bundesregierung und der
Koalition – in ihrer Regierungsgeschichte die Entschei-
dung für eine militärische Intervention als das letzte
Mittel zweimal für unabweisbar gehalten, nämlich im
Kosovo und in Afghanistan. Bevor man über Krieg
spricht, sollte man bedenken, dass es dabei um das letzte
und nicht um das nächste Mittel oder um formale
Gründe geht, Kollege Hintze.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Angesichts der gegenwärtigen Situation, in der ich die
Berichte der Inspektoren zur Kenntnis nehme, sage ich Ih-
nen: Bevor man über den Krieg als das letzte Mittel redet,
muss klar sein, dass alle anderen Mittel erschöpft sind.
Wenn ich die Berichte von Blix und al-Baradei zur Grund-
lage nehme, dann erkenne ich, dass sie nicht erschöpft
sind. Blix hat gesagt, dass er nicht über Wochen und nicht
über Jahre, sondern über Monate, die er braucht, spricht. 

Sie wissen es doch so gut wie ich: Wenn Saddam
Hussein die Zerstörung der Raketen zum 1. März abge-
lehnt hätte, dann wäre das der Anlass dafür gewesen,
dass jetzt zu militärischen Maßnahmen gegriffen worden
wäre. Aber man kann es nicht als irrelevant bezeichnen,
wenn bei der Zerstörung wirklich Fortschritte gemacht
werden. Genau das wollen wir mit dem deutsch-franzö-
sischen Memorandum erreichen: Mit der Setzung von
Fristen soll sichergestellt werden, dass tatsächlich abge-
rüstet wird. Das ist unsere Position. Wir sagen Nein zum
Krieg, während Sie in dieser Frage herumeiern und den
Menschen nicht klar machen, was Ihre Position ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Kollege Pflüger hat schon sehr früh im Ausschuss er-
klärt, dass es für ihn wichtiger sei, an der Seite der USA
zu stehen, und er deswegen für den Krieg sei. Diese
Worte sollte er einmal hier wiederholen. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Können Sie 
mir sagen, wann ich das gesagt haben soll?)

Auch die Vorsitzende Merkel sollte sich einmal äußern.
Dann gäbe es in dieser Frage Klarheit. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Friedbert Pflüger

[CDU/CSU]: Sie wissen genau, dass das nicht
stimmt! – Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Die-
ser Mann ist ein Spalter! Er spaltet nur!)

Zurück zu Europa. Wir kommen jetzt in die entschei-
dende Phase der Erweiterung. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Wo habe 
ich gesagt, ich sei für den Krieg?)

– Ich saß doch neben Ihnen, als Sie erklärt haben, dass
für Sie nun der „material breach“ gegeben sei, Kollege
Pflüger. Sie wissen so gut wie ich, was dann die Konse-
quenzen sind. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Ihre physische 
Anwesenheit ist kein Argument!)

Ich wundere mich, dass Sie sich jetzt darüber so aufre-
gen. Ihre Position ist doch bekannt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD –
Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Eine Lüge,
Herr Kollege!)

– Das ist keine Lüge. Das zeigt nur, dass ein schwanken-
der Halm ein Muster an Stabilität im Verhältnis zur Posi-
tion der Union in der Frage ist: Wie halte ich es mit
einem Krieg im Irak? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Dr. Gerd Müller [CDU/
CSU]: Sie spalten das Volk!)

Die Erweiterung – ich komme zu einem Punkt, der
zu Recht angesprochen wurde – macht eine neue Ver-
fassung notwendig. Diese neue Verfassung ist vor dem
Hintergrund der weltpolitischen Herausforderungen
umso wichtiger. Ich denke, es wäre keine gute Perspek-
tive, in eine De-facto-Avantgarde innerhalb oder außer-
halb der Verträge hineingetrieben zu werden. Deshalb
müssen wir gerade jetzt in der Endphase ein ambitionier-
tes Ziel anstreben. Ich rate jedoch dazu, die Realitäten
anzuerkennen. Es ist nicht so, dass ich mir nicht weiter
gehende Schritte wünschen würde, aber wir müssen am
Ende, ausgehend von der nationalen Position, zu Kom-
promissen kommen. 

Herr Kollege Altmaier, dabei sind Ihre Vorschläge
nicht sehr hilfreich. Natürlich gibt es Interessenunter-
schiede zwischen großen und kleinen Staaten. In der er-
weiterten Union der 25 wird es Realität sein, dass die
Staatenmehrheit bei den kleinen Ländern liegt, während
gleichzeitig die sechs größten Mitgliedstaaten über
70 Prozent der Bevölkerung repräsentieren. Das schafft
ein sehr großes Ausgleichsproblem, und zwar nicht nur
in der Frage des Europäischen Rates, sondern auf nahezu
allen Ebenen. Es wird schwierig sein, hier ein Gleichge-
wicht zu finden. Eine Lösung wird sich nur finden las-
sen, wenn man sich, ausgehend von den unterschiedli-
chen Interessen, an einem Kompromiss orientiert. 

Dasselbe Problem gilt zwischen den neuen und den
alten Mitgliedstaaten. Wir Deutsche haben dafür eine be-
sondere Sensibilität, weil wir die Schwierigkeiten des
Zusammenwachsens in unserem Alltag und auch bei der
Gesetzgebung erleben: zwischen den alten und den



2360 Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 31. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 13. März 2003

(A) (C)

(B) (D)

Bundesminister Joseph Fischer
neuen Bundesländern und auch zwischen den Menschen
in dieser Stadt. Selbstverständlich verstehe ich, dass der-
jenige, der 50 Jahre Unterdrückung und Sowjetkommu-
nismus erlebt hat, eine ganz spezifische Sicht, basierend
auf dieser Erfahrung, auf die USA hat. Auch wir hatten
und haben eine spezifische Sicht auf die USA, die sich
von anderen unterscheidet. Natürlich verstehe ich auch,
dass Polen jenseits dieser 50 Jahre noch eine andere Er-
innerung hat. Auch das ist mir völlig klar. Dabei spielen
wir Deutsche eine nicht ganz unwichtige Rolle. Daraus
erwächst noch einmal eine andere Perspektive. 

Die alte Union stand für das Zuschütten des Grabens
der Erbfeindschaft zwischen Deutschland und Frank-
reich. Die neue Union wird das Überwinden des Eiser-
nen Vorhangs bedeuten. Dass das Zeit braucht, wissen
gerade wir Deutsche. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Aber eine erweiterte Union wird starke integrative In-
stitutionen brauchen, sonst wird sie nicht funktionieren.
Alle Mitgliedstaaten, alte wie neue, haben ein Interesse
daran, dass die Union funktioniert; denn eine nicht funk-
tionierende Union würde sofort zu einer informellen
Gruppenbildung führen – Geschichte lässt sich nicht auf-
halten –, weil dann die Interessen der Mitgliedstaaten
mit ihrem ganzen Schwergewicht zur Geltung kämen. 

Das ist die Aufgabe. Dabei geht es um die Ausgestal-
tung der wesentlichen Punkte. Ich sehe in der Tat eine
Möglichkeit ganz konkret vor uns. Ich persönlich hätte
mir gewünscht, dass es nur einen Präsidenten gibt. Aber
ich muss feststellen: Dazu ist es noch zu früh. Es gibt im
Konvent Überlegungen, die Festlegung auf einen Präsi-
denten nach zwei oder drei Wahlperioden in die Verfas-
sung hineinzuschreiben. Das heißt, in zehn oder 15 Jah-
ren wird diese Idee Realität werden. Dann ist eine neue
Generation herangewachsen. Das halte ich für eine nicht
unkluge Idee. 

Wir müssen darauf Acht geben, dass das institutio-
nelle Dreieck gestärkt bleibt, wenn wir zwei Präsidenten
haben. Bei 25 oder mehr Mitgliedstaaten halte ich es für
ein Unding, an der rotierenden Präsidentschaft im Euro-
päischen Rat festzuhalten. Das wird nicht funktionieren.
Ein permanenter Vorsitz im Europäischen Rat bedeutet
de facto eine Stärkung des Rates. Auch deswegen wird
es so wichtig sein, dass die Wahl des Kommissionsprä-
sidenten durch das Europäische Parlament erfolgt.
Diese Punkte hängen für uns unmittelbar zusammen.

Die Größe der Kommission müssen wir uns eben-
falls anschauen. Eine Kommission, die aus 25 Kommis-
saren besteht – gemäß dem Nizza-Vertrag wird sie so
groß sein –, macht eine starke innere Differenzierung
notwendig, weil sie an eine Funktionalitätsgrenze stößt
bzw. bereits jenseits dieser Grenze ist. Die Alternative ist
das Rotationsmodell, welches für die großen Mitglied-
staaten besonders bitter ist. Sie haben bereits auf einen
Kommissar verzichtet. Selbst wenn das Rotationsmodell
einen langen Zeitraum umfassen würde – es gibt große,
mittlere und kleine Mitgliedstaaten –, würde es immer
eine Phase geben, in der ein großes Land nicht vertreten

wäre. Das ist ohne jeden Zweifel eine bittere Pille, die zu
schlucken wäre. Gleichwohl: Im Interesse der Funktio-
nalität würde ich mich einem solchen Kompromissvor-
schlag, wie er im Präsidium des Konvents diskutiert
wird, nicht verschließen. Das sind für mich zwei wesent-
liche Punkte.

Der dritte Punkt ist die Ausdehnung der Mitentschei-
dungsrechte des Parlaments auf alle gesetzgeberischen
Maßnahmen. Das halte ich für einen sehr wichtigen
Punkt. 

Ich warne davor, sich beim Doppelhut des Außenmi-
nisters sofort auf die volle Integration zu versteifen, weil
das eine lange Perspektive braucht. Bis die Mitgliedstaa-
ten ihre Souveränitätsrechte – vor allem hinsichtlich des
ius bellum – aufgeben, wird viel Zeit vergehen. Wenn es
gut läuft, erzielen wir eine verstärkte Parallelität bei der
Integration. Die Position des Außenministers der
Union wird in erster Linie im Rat verankert sein, weil
dort das Hauptgewicht liegt. Ich halte es aber für unver-
zichtbar, dass er zugleich in der Kommission eine beson-
dere Rolle spielt. Das ist der Inhalt des Vorschlags des
Doppelhuts, der zurzeit mehrheitsfähig zu sein scheint.
Aus den bisherigen Erfahrungen können wir entspre-
chende Konsequenzen ziehen.

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Norbert Lammert)

Kollege Altmaier, ich möchte den Art. 14 im jetzt
vorliegenden Entwurf noch einmal neu formuliert sehen.
Das Problem liegt für mich nicht so sehr im Inhalt des
„Briefes der Acht“ als im Verfahren. In Europa wird es
immer verschiedene Meinungen geben. In einem vielfäl-
tigen Europa kann das nicht anders sein. Wir müssen uns
aber auf eine Methode einigen, mit der wir eine gemein-
schaftliche Position finden können. Das ist meine Kritik
am „Brief der Acht“.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

In Art. 14 muss eine entsprechende Konsequenz gezo-
gen werden. Ich denke, es gibt entsprechende Formu-
lierungen, um verpflichtend sicherzustellen, dass die
Mitgliedstaaten wie auch die gemeinschaftlichen Insti-
tutionen im Falle auftauchender ernsthafter Krisen oder
im Falle substanzieller Veränderungen in den Beziehun-
gen zu strategischen Partnern eine gemeinschaftliche
Haltung finden. Das ist meines Erachtens in Art. 14
machbar.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Peter
Altmaier [CDU/CSU]: Die haben doch nicht
angefangen! Sie haben nur reagiert!)

– Die Debatte können wir gerne an anderer Stelle führen.

Für mich ist ein anderer Punkt entscheidend. Ich
stimme Ihnen teilweise zu. Hinsichtlich des Klagerechts
der Bundesländer muss ich Ihnen leider widersprechen.
Ich habe Präsident d’Estaing noch einmal klar gemacht,
wie wichtig das für uns, vom nationalen Standpunkt aus
betrachtet, ist. Ich denke, das wird mit berücksichtigt
werden. 
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Mich wundert, dass Sie, als Vertreter der Christlich
Demokratischen Union, die Frage, wie der Gottesbezug
in der Verfassung verankert werden kann – beim Be-
such im Vatikan spielte das eine große Rolle –, nicht auf-
genommen haben.

(Peter Altmaier [CDU/CSU]: Wir beantragen das 
doch im Gegensatz zur Bundesregierung!)

Um diese Dinge geht es konkret. Der vorliegende
Entwurf ist gut. Die entsprechenden nationalen Initiati-
ven sind geeignet, einen Kompromiss zu finden. Ich bin
dafür, dass wir nicht verzögern, sondern während der ita-
lienischen Präsidentschaft, in der zweiten Jahreshälfte,
im Rahmen einer kurzen Regierungskonferenz zum Ab-
schluss kommen. Voraussetzung dafür ist, dass die in
Kopenhagen beschlossene Teilnahme der Kandidaten,
die de jure noch nicht Vollmitglieder sind, die aber die
Beitrittsverträge bereits unterzeichnet haben, eine wirk-
liche volle Teilhabe bedeutet. Dann wären die Bedenken
dieser Länder ausgeräumt. Im Klartext heißt das, dass
wir dann zügig vorankommen können. Gerade ange-
sichts der internationalen und der weltwirtschaftlichen
Lage meine ich, dass eine handlungsfähige Union, die
mit der Erweiterung zu einer Union der 25 Mitglied-
staaten ernst macht und dieses ehrgeizige und schwierige
Projekt umsetzt, durchaus in der Lage ist, sich eine fle-
xible, demokratische und handlungsfähige Verfassung zu
geben. Dieses Ziel halte ich für erreichbar. In diesem
Punkt sind wir uns auch alle einig. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Es sind zwei Kurzinterventionen der Kollegen Pflüger
und Hintze angemeldet. Ich schlage vor, dass wir sie hin-
tereinander aufrufen und dass dann der Außenminister
Gelegenheit hat, sie gegebenenfalls zusammen zu beant-
worten. – Herr Kollege Pflüger.

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): 

Herr Minister Fischer, ich habe eben mit etwas Ver-
wunderung zur Kenntnis genommen, dass Sie aus einer
vertraulichen Ausschusssitzung zitiert haben. Wenn Sie
schon aus dieser Sitzung zitieren, bitte ich Sie darum, 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Nicht Lügen zu 
verbreiten!)

richtig zu zitieren, statt eine Lüge zu verbreiten. Denn
nichts anderes haben Sie getan. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Ich kann es be-
stätigen! Ich war dabei!)

Es gibt schließlich ein Ausschussprotokoll, in dem wir
das nachlesen können. 

Ich habe mich – wie alle Kollegen in der Unionsfrak-
tion – zu keinem Zeitpunkt für einen Krieg ausgespro-
chen, weder direkt noch indirekt. Denn wir wollen ebenso
wie jeder andere in diesem Hause den Frieden. Unterlas-
sen Sie es bitte, Herr Minister, die Menschen in diesem

Hause und in unserem Lande in diejenigen einzuteilen, die
den Frieden wollen, und diejenigen, die den Krieg wollen!
Das vergiftet die Atmosphäre und ist zudem unwahr.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Gerd Müller
[CDU/CSU]: Sie sollten das Volk zusammen-
führen und nicht spalten!)

Was uns unterscheidet, ist, dass wir die Meinung ver-
treten, dass es militärischen Druckes bedarf, um die Ar-
beit der Inspektoren und die Entwaffnung, die auch Sie
als wichtiges Ziel ansehen, durchführen zu können. Mili-
tärischer Druck kann aber nicht erzeugt werden, wenn
von vornherein erklärt wird – wie es die Bundesregie-
rung getan hat –: Alles ist denkbar, aber nicht, dass wir
militärisch vorgehen.

Wenn sich jedes Land so verhalten hätte, dann gäbe es
keinen militärischen Druck, keine Inspektoren und keine
Entwaffnung des Irak. Das ist der Widerspruch, auf den
ich in der Ausschusssitzung hingewiesen habe und den
Sie bis heute nicht aufgeklärt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Was ich in der Tat kritisiert habe, ist die deutsch-
französisch-russische Initiative. Ich habe sie kritisiert,
weil sie eben keine klaren Ultimaten setzt, wie es uns
Herr Blix vorgemacht hat. Herr Blix hat einen Brief an
Saddam Hussein geschrieben, in dem er mitgeteilt hat,
dass die al-Samud-Raketen bis zum 1. März vernichtet
werden müssen. Es war ziemlich klar, dass andernfalls
der Sicherheitsrat militärisch vorgehen würde. 

Diese Art von deutlichen Ultimaten und Zielvorgaben
gibt es in der deutsch-französisch-russischen Initiative
nicht, sondern sie erlaubt im Kern, dass Saddam Hussein
das alte Spiel fortsetzen kann. Ohne den Zeithorizont zu
begrenzen, gibt sie ihm die Möglichkeit, seine taktischen
Spiele fortzusetzen. Das machen wir nicht mit. 

Es muss klar gemacht werden, dass die Inspektoren
eine Chance bekommen sollen. Aber darüber muss mit
unseren amerikanischen Partnern und mit den NATO-
Partnern gesprochen werden, statt mit China, Russland
und Frankreich innerhalb der Weltgemeinschaft Achsen
zu bilden, um gegen unsere amerikanischen Bündnis-
partner vorzugehen. 

(Widerspruch bei der SPD)

Darin unterscheiden wir uns in der Tat. Wir werden se-
hen, ob Sie mit Ihrer Politik wirklich einen Krieg verhin-
dern oder ob es bei den schönen Friedensbekenntnissen
bleibt, Herr Minister. Mein Verdacht ist, dass Sie mit Ih-
rer Politik nicht sehr weit gekommen sind. 

(Ute Kumpf [SPD]: Na, na, na!)

Sie klingt schön; aber sie sichert nicht den Frieden in un-
serem Land. 

(Zuruf des Bundesministers Joseph Fischer)

– Es geht zwar um den Frieden am Golf, Herr Fischer;
aber es geht auch um die Sicherheit hier bei uns. Neben
Ihnen sitzt Minister Schily, der deutlich sagt, dass es
auch bei uns große Risiken gibt.
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Lassen Sie mich Ihnen versichern: Wenn wir nicht et-
was für die Entwaffnung des Irak tun, dann bekommen
wir das große Problem, dass es irgendwann bei uns Ter-
rorismus in Verbindung mit Massenvernichtungswaf-
fen geben wird. Um das auszuschließen, müssen wir
Saddam gegenüber eine klare und deutliche Sprache
sprechen. Das hat nichts mit Kriegstreiberei zu tun. Las-
sen Sie bitte in Zukunft die Unterstellung gegenüber ir-
gendjemandem in diesem Haus, dass er sich einen Krieg
wünschen würde! Ich will die friedliche Entwaffnung
des Irak. Darum geht es mir und meiner Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege Hintze, ich darf noch einmal darauf hin-
weisen, dass Kurzinterventionen auf drei Minuten be-
grenzt sind.

(Ute Kumpf [SPD]: Und nicht vier! – Joseph
Fischer, Bundesminister: Herr Präsident, habe
ich dann sechs Minuten?)

Peter Hintze (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!
Wir sind es von unserem Bundesaußenminister ja ge-
wohnt, dass er zuweilen, um die parlamentarischen De-
batten – ich möchte es freundlich formulieren – zu wür-
zen, auf Unschärfen und manchmal leider auch auf
Unterstellungen zurückgreift. Heute hat er sich beider
Stilmittel bedient.

Erstens. Die Konferenz von Nizza – ich beginne mit
den Unschärfen – ist eindeutig gescheitert. Sie, Herr Mi-
nister, meinten sich daran zu erinnern, dass in Nizza der
Konvent beschlossen worden sei. Ich bitte Sie, das in
Ruhe zu überprüfen; denn der Konvent ist nicht in
Nizza, sondern in Laeken beschlossen worden. Richtig
ist, dass sich die Bundesregierung eine Initiative aus der
Mitte des Parlaments und des Europaausschusses zu Ei-
gen gemacht hat. Das finden auch wir gut. Aber ich bitte
um der historischen Wahrheit willen, die Dinge richtig
darzustellen. 

Zweitens. Sie haben auf den Vatikan und die Frage
abgehoben, ob der Anfang der zukünftigen europäischen
Verfassung einen Gottesbezug, also einen Hinweis auf
unsere Verantwortung vor Gott, enthalten soll. Vielleicht
können Sie uns einmal klar sagen, wie Sie dazu stehen.
Ich jedenfalls bin dafür. Die Europäische Volkspartei, in
der alle Christdemokraten zusammengeschlossen sind,
hat einen entsprechenden Antrag gestellt. Wenn auch Sie
als Konventsmitglied das unterstützen würden – so habe
ich Sie jedenfalls verstanden –, dann wäre das wenigs-
tens ein kleiner Erfolg bzw. tätige Reue für die Unterstel-
lungen, mit denen Sie aus taktischen Gründen die Oppo-
sition im Deutschen Bundestag überziehen. 

Herr Bundesaußenminister, wissen Sie, was mir fast
die Sprache raubt? Sie stellen sich an das Rednerpult des
Deutschen Bundestages und freuen sich über die Erfolge
der Inspektionen. Woher kommen denn die Erfolge der

Inspektionen? Sie sind eindeutig und ausschließlich auf
die Tatsache zurückzuführen, dass der Diktator den rea-
len Druck der militärischen Entschlossenheit spürt. Nur
deswegen ist er ein Stück weit zurückgewichen. Die
Frage lautet nun: Wird dieser Druck aufrechterhalten
oder wird er derartig unterminiert, dass am Ende des In-
spektionsverfahrens der Diktator und mit ihm alle Schur-
ken dieser Welt triumphieren können? Das ist der ent-
scheidende Unterschied.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Da hilft es nichts, dass Sie sich öffentlich über den
Kollegen Pflüger aufregen. Sie behaupten, er breche die
Vertraulichkeit, und gleichzeitig legen Sie vor dem Deut-
schen Bundestag dar – das finde ich pikant –, was er – an-
geblich – in nicht öffentlicher Sitzung gesagt hat. Wenn
Sie so etwas machen, dann wäre es zumindest wün-
schenswert, dass Sie ihn richtig zitieren würden. Aber das
alles hilft überhaupt nichts; denn die entscheidende Frage
ist, ob sich die Völkergemeinschaft das Instrument erhält,
Diktatoren in den Arm zu fallen, oder nicht. Hier ist die
Bundesregierung gefordert, nicht dem Land in den Arm
zu fallen, das als einziges in der Lage ist, dem Völker-
recht Geltung zu verschaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dirk Niebel [FDP])

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Minister, bitte schön.

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen: 

Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Kollege Pflüger,
ich habe Ihnen das schon in der damaligen Ausschusssit-
zung entgegengehalten. Ich habe nichts zurückzuneh-
men. Gleichwohl habe ich Sie nicht als Kriegstreiber be-
zeichnet. Diesen Begriff haben Sie gerade selber in die
Debatte eingeführt und zurückgewiesen. Einen solchen
Begriff habe ich Ihnen gegenüber nicht verwendet. 

Ich möchte noch ein paar andere Dinge richtig stellen.
Das deutsch-französische Memorandum scheinen Sie
überhaupt nicht oder nur schlecht gelesen zu haben;
denn genau dort beziehen wir uns auf das Arbeitspro-
gramm, das Herr Blix entsprechend der Resolution 1284
vorlegen soll und in dem er detailliert die einzelnen
Schritte, versehen mit Benchmarks oder, wo es möglich
ist, mit einem so genannten Zeitfaktor, exakt beschreiben
soll, so wie es bei den al-Samud-Raketen bereits ge-
schehen ist.

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Was 
passiert dann?)

– Ich habe Ihnen zugehört und jetzt hören Sie mir bitte
auch zu. – Genau das wird im deutsch-französischen
Memorandum gefordert, ja noch mehr: Deutschland und
Frankreich sind in einer Sicherheitsratssitzung aktiv ge-
worden und haben verlangt, dass dieses Arbeitspro-
gramm vorgezogen wird. Mittlerweile wird es präsen-
tiert. Ob das zeitlich noch reicht, ist eine andere Frage.
Aber es waren nicht Deutschland und Frankreich, sondern
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andere Länder, die sich in dieser Sitzung energisch ge-
gen das Vorziehen des Arbeitsprogramms ausgesprochen
haben. Die Behauptung, dass das deutsch-französische
Memorandum keine verbindlichen Zeitfaktoren enthalte,
ist also völliger Unsinn. Der französische Präsident hat
bei seinem Besuch in Berlin anlässlich des Blaesheim-
Treffens auf einer Pressekonferenz genau darauf noch
einmal hingewiesen. 

Nun komme ich zu der von Ihnen und auch von Ih-
nen, Herr Hintze, hergestellten Verbindung zwischen
Terrorismusbekämpfung und dem Irak. Das ist mein
grundsätzliches Problem. Wenn es nach mir gegangen
wäre, hätte ich nach dem 11. September – dafür habe ich
bei der amerikanischen Seite immer geworben – eine an-
dere Tagesordnung aufgestellt. Es gab keine Alternative
zu unserem Einsatz in Afghanistan. Deshalb sind wir
mit großer Entschlossenheit gemeinsam an der Seite
unseres durch die verbrecherischen Attentate angegrif-
fenen wichtigsten Bündnispartners außerhalb Europas
in den Einsatz gegangen. Wir haben heute über
2 000 Bundeswehrsoldaten in Afghanistan. Wir haben
Sondereinheiten im Rahmen von Enduring Freedom in
Kuwait und am Horn von Afrika.

Ich habe aber schon damals gesagt, dass ich keinen
Zusammenhang zum Irak sehe und dass ich auch keine
Appeasement-Politik im Irak sehe, sondern Contain-
ment-Politik, die wirkt. Ich habe gesagt, dass Saddam
ein schlimmer Diktator ist, dass ich aber an die zweite
Stelle die Lösung der Regionalkonflikte setzen würde,
vor allem die des Nahostkonflikts. Wenn es nach uns ge-
gangen wäre, hätten wir den Irakkonflikt nicht als Num-
mer eins auf die Tagesordnung gesetzt, jetzt nicht und so
nicht. Das haben wir den amerikanischen Partnern aus
den Gründen, die ich vorher genannt habe, und auch ei-
nigen anderen immer gesagt. Aber es gibt die Resolution
1441, es gibt die Entscheidungen, es gibt den Druck. 

Angesichts dieses Drucks muss ich fragen: Gibt es
tatsächlich eine Verbindung zwischen den Anschlägen
vom 11. September und dem Irak? Kollege Pflüger hat
gerade wieder gesagt, der Terror könnte kommen. Mit
diesem Ansatz habe ich ein Problem. Wenn wir nicht
mehr eine konkrete Bedrohung haben, sondern die abs-
trakte Vermutung, es könnte eines Tages eine Bedrohung
kommen, und diese Vermutung als Grund für einen prä-
ventiven Militärschlag nehmen, 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Das ist 
nicht präventiv!)

dann bekommen wir bei der Frage einer zukünftigen Welt-
ordnung – ich formuliere das jetzt sehr diplomatisch – ein
schlichtes Balanceproblem. Wir bekommen auch ein völ-
kerrechtliches Problem. Das wissen Sie nur zu gut.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Falsch! 1441!)

– Doch. Deswegen, sage ich Ihnen, ist die Verbindung zu
den Anschlägen vom 11. September schon eine entschei-
dende Frage. 

Die Begründungen wechseln auch. Zuerst hatten wir
die Begründung durch den 11. September, dann die Be-
gründung, dass eine nukleare Aufrüstung droht. Es

würde mich nicht wundern, wenn auch Sie dies im Spät-
sommer mit vertreten hätten. Dann kam die Begründung
mit den biologischen und chemischen Massenvernich-
tungswaffen. Jetzt geht es um die Frage der humanitären
Intervention, um einen furchtbaren Diktator von der
Macht zu entfernen.

Das sind wechselnde Begründungen. Ich kann Ihnen
nur sagen: Vor diesem Hintergrund ist unsere Skepsis
eher größer als kleiner geworden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sie sagen: Alle Schurken dieser Welt triumphieren.
Was ist denn die Botschaft einer Politik, die in Nordko-
rea auf Verhandlungen setzt – was ich richtig finde; da-
mit Sie mich nicht missverstehen –, die dies aber vor
dem Hintergrund tut, dass dort möglicherweise schon
Nuklearwaffen vorhanden sind? Umgekehrt wurde im
Falle von Saddam, bei dem keine Verbindungen zu den
Anschlägen vom 11. September bestehen, der aber ein
furchtbarer Diktator ist, eine Containment-Politik ge-
macht. Warum gibt es denn seit Jahren die kurdische Au-
tonomie? Ich habe mich dafür eingesetzt und bekam da-
für teilweise Prügel. Es hat die Flugverbotszonen
gegeben. Ich habe mich immer dafür eingesetzt. Sie ken-
nen nur zu gut die Botschaft, die mit einer solchen Poli-
tik signalisiert wird. Sie teilen diese Sorgen, wie ich aus
Gesprächen mit Einzelnen weiß. Die Botschaft kann
sein: Hast du eine Nuklearwaffe, dann wird verhandelt;
hast du sie nicht, dann wird nicht verhandelt. Wenn das
die Botschaft ist, dann, fürchte ich, bekommen wir auf
mittlere Sicht ein ganz anderes Problem. Denn diese
Botschaft wird von den Schurken dieser Welt, die Sie,
Herr Hintze, zu Recht benannt haben, dann verstanden
werden, mit all den großen Proliferationsrisiken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Deswegen ist für mich – das besagt auch die UN-
Charta – die entscheidende Frage die Proportionalität,
die Verhältnismäßigkeit. Sind alle nichtmilitärischen
Mittel erschöpft? Es tut mir Leid, aber nach dem, was ich
in den Sitzungen in New York höre – ich erinnere insbe-
sondere an die beiden letzten Berichte von al-Baradei
und Blix, den Inspektoren –, muss ich sagen: Es ist
meine feste persönliche Überzeugung, dass wir jetzt die
Chance hätten, wirklich eine weitgehende Abrüstung des
Irak mit diesen Instrumenten der Inspektoren zu errei-
chen, wenn wir genügend Zeit bekommen. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das ist ein 
Märchen!)

Genau das versuchen wir zu machen. Das hat doch
nichts mit Allianzbildung oder Ähnlichem zu tun. Für
mich ist die nordatlantische Allianz unverzichtbar. Aber
sie ist eine Allianz freier Demokratien. Wir haben gerade
auch von den USA gelernt, dass eine Demokratie im
Diskutieren und im Widerspruch besteht. Das ist für
mich ein ganz wesentlicher Punkt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)
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In einer Allianz freier Demokratien wird es Widersprü-
che geben. Es kommt nicht nur auf das Wie an, sondern
aus meiner Sicht kommt es vor allem auf die Substanz
an. Wenn ich von einem Krieg als letztem Mittel nicht
überzeugt bin, dann werde ich auch in Zukunft wider-
sprechen. Das habe ich unter anderem von den USA und
ihrem Demokratieverständnis gelernt, Kollege Pflüger.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So werde ich es auch in Zukunft handhaben.

Wenn Russland und China heute aufseiten der USA
und Großbritanniens stünden, dann spräche man nicht
von einer neuen Achse, sondern dann würde man deren
Unterstützung selbstverständlich gerne annehmen, weil
man damit eine Mehrheit im Sicherheitsrat hätte.

Ich halte den möglichen Krieg gegen den Irak ange-
sichts der – nicht änderbaren – geopolitischen Lage in
Bezug auf die Folgewirkungen für uns alle für hochris-
kant. Andere sind nicht mehr unmittelbar betroffen,
wenn sie ihre Truppen aus der Region abgezogen haben.
Wir können Europas geopolitische Lage nicht ändern.
Der Nahe Osten wird nämlich immer unser Nachbar
sein und dadurch werden die Probleme, die dort existie-
ren, immer unsere Probleme – ich denke dabei insbeson-
dere an unsere Sicherheit – sein. 

Da ich mir all dessen bewusst bin und gleichzeitig
eine bestimmte Entscheidung nicht mittragen kann, weil
ich der Meinung bin, die Risiken seien zu groß und die
nicht militärischen Mittel seien noch nicht erschöpft,
entspricht es meinem Verständnis von einer Allianz
freier Demokratien, dass man das, was man meint, auch
so sagt, und zwar in der gebotenen Klarheit. Genau das
haben wir getan und das werden wir auch in Zukunft tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Wegen der besonderen Wichtigkeit dieses Themas bin
ich sowohl bei den Fragen als auch bei der Antwort mit
unseren Regelungen in der Geschäftsordnung sehr groß-
zügig umgegangen. Ich weise nur darauf hin, dass ich
nicht die Absicht habe, das in der gesamten Debatte so
zu handhaben.

(Beifall des Abg. Dr. Peter Danckert [SPD])

Als nächste Rednerin in dieser Debatte hat nun die
Frau Kollegin Dr. Winterstein für die FDP-Fraktion das
Wort.

Dr. Claudia Winterstein (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich möchte in dieser Debatte zum Thema euro-
päische Verfassung zurückkehren.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wir alle im Plenum wissen, wie wichtig die Europäi-
sche Union für uns als europäische Bürger ist. Die EU
hat in vielen Lebensbereichen einen direkten Einfluss
auf die Unionsbürger. Ich sehe es als unsere Aufgabe,

also als die Aufgabe der Politiker, an, den Bürgerinnen
und Bürgern dies positiv zu vermitteln. 

(Beifall bei der FDP)

Wir müssen erreichen, dass sich die Bürgerinnen und
Bürger der erweiterten Europäischen Union stärker mit
dem gemeinsamen Rahmen identifizieren und die Institu-
tionen in Brüssel nicht als fern und abgehoben beurteilen.

Mit dem Entwurf für eine neue Europäische Verfas-
sung werden die Staaten Europas erstmals ihre gemein-
samen Wertvorstellungen in einem Dokument zusam-
menfassen und entsprechend verankern. Die neue
erweiterte Union braucht jetzt dringend neue Strukturen,
um damit auch ihre zukünftigen Aufgaben meistern zu
können.

(Beifall bei der FDP)

Auf den Punkt gebracht: Die neue Verfassung muss
mehr Bürgernähe, mehr Transparenz sowie mehr demo-
kratische Legitimationen schaffen und natürlich die
Handlungsfähigkeit der Institutionen sicherstellen. Wir
von der FDP legen heute einen detaillierten Antrag vor,
in dem wir aufzeigen, wie diese Ziele zu erreichen sind
und wie eine europäische Politik gestärkt werden kann. 

Ich will einige wichtige Punkte herausgreifen:

Ein ganz entscheidender Bestandteil der künftigen eu-
ropäischen Verfassung muss die Grundrechtecharta
sein.

(Beifall bei der FDP)

Diese Grundrechtecharta ist aus unserer Sicht so funda-
mental wichtig, dass sie nicht in einen Anhang verbannt
werden darf, sondern selbstverständlich im vorderen Teil
der Verfassung der EU verankert werden muss. 

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Sehr richtig!)

Der Bürger muss seine verbürgten Grundrechte gericht-
lich durchsetzen können.

(Beifall bei der FDP)

Wir wollen das Europäische Parlament deutlich stär-
ken. Wir schlagen deshalb vor, dass der Präsident der
Europäischen Kommission künftig vom Europäischen
Parlament gewählt wird und natürlich auch abgewählt
werden kann. Dies ist ein wichtiger Schritt, um das be-
stehende Demokratiedefizit zu beseitigen.

(Beifall bei der FDP)

Wir schlagen weiterhin vor, dem Europäischen Parla-
ment künftig das Recht zu geben, Legislativvorschläge zu
unterbreiten, und damit das bisher bestehende Monopol der
Kommission zu beenden. Zur notwendigen Stärkung des
Parlaments gehört auch, das Mitentscheidungsrecht auf
alle europäischen Rechtsetzungsbereiche auszudehnen. 

Wir wollen die Größe der Kommission auf maximal
15 Kommissare begrenzen und uns hierbei an der Zahl
der Geschäftsbereiche orientieren. Nur ein schlanker Zu-
schnitt sichert die Handlungsfähigkeit der Kommission
in einer so erweiterten Union.

(Beifall bei der FDP)
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Wenn Sie nun fragen, wie bei 15 Kommissaren die
Beteiligung aller Nationalitäten gesichert werden soll,
dann sage ich Ihnen: Wir müssen weg vom Nationalitä-
tenproporz. Bei der Auswahl der Kommissare soll nicht
die Nationalität, sondern die Kompetenz entscheidend
sein.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Für die Handlungsfähigkeit des Europäischen Rates
und der Ministerräte ist es notwendig, das Einstimmig-
keitsprinzip abzuschaffen. Künftig muss in allen EU-Po-
litikbereichen, außer bei Verfassungs- und Verteidi-
gungsfragen, mit Mehrheit oder qualifizierter Mehrheit
entschieden werden können. Dabei muss sichergestellt
sein, dass die Stimmenmehrheit die Mehrheit der Uni-
onsbürger repräsentiert. 

Wir brauchen eine klare Abgrenzung der Kompeten-
zen zwischen EU und Mitgliedstaaten.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Richtig!)

Die Aufteilung in ausschließliche, geteilte und unterstüt-
zende Zuständigkeiten halten wir für sinnvoll.

Unser Antrag enthält eine, wie ich finde, sehr wich-
tige Klarstellung: Die Formulierung von Zielen der
Union begründet allein noch keine Zuständigkeit der EU
im jeweiligen Bereich.

Abschließend: Ganz besonders wichtig ist das Subsi-
diaritätsprinzip. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Gerd 
Müller [CDU/CSU])

Die EU soll im Rahmen der ihr zugewiesenen Kompe-
tenzen nur das regeln, was regional und national nicht
ebenso gut oder vielleicht sogar besser geregelt werden
kann. Wir unterstützen von daher den Vorschlag, für die
Parlamente der Mitgliedstaaten eine frühzeitige Ein-
spruchsmöglichkeit und bei Nichtberücksichtigung eine
Klagemöglichkeit zu schaffen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nochmals:
Es kommt darauf an, der Europäischen Union für diese
Erweiterung eine gemeinsame Verfassung zu geben, die
ein demokratisches, transparentes und bürgernahes Eu-
ropa schafft. Die Parlamente der Mitgliedstaaten sind
jetzt aufgefordert, ihre konkreten Vorschläge zu unter-
breiten. Die FDP legt mit diesem Antrag ihren Beitrag
vor.

Danke.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Frau Kollegin Winterstein, zu Ihrer ersten Rede im
Deutschen Bundestag darf ich Ihnen herzlich gratulieren,
verbunden mit allen guten Wünschen für die weitere par-
lamentarische Arbeit.

(Beifall)

Das Wort hat nun der Staatsminister Martin Bury.

Hans Martin Bury, Staatsminister für Europa im
Auswärtigen Amt: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ein
starkes vereintes Europa als gleichberechtigter Partner
der Vereinigten Staaten von Amerika, so stellte sich John
F. Kennedy die Fortentwicklung der europäischen Inte-
gration vor. Seine Vision einer Partnerschaft zwischen
dem neuen, auf Integrationskurs befindlichen Europa
und den USA brachte er 1962 in Philadelphia, dem Ur-
sprungsort der amerikanischen Verfassung, in einer Rede
zum Ausdruck, in der er gleichzeitig die Bedeutung der
Verfassung für das Entstehen eines geeinten, starken
Amerika unterstrich.

Heute steht Europa kurz davor, sich selbst eine Ver-
fassung zu geben, eine Verfassung, die Europa stärker
und handlungsfähiger machen wird. Nur so hat die Euro-
päische Union eine Chance, zu einem wirklichen Partner
der USA bei der Wahrnehmung globaler Verantwor-
tung zu werden, der in diese Partnerschaft seine eigenen,
spezifischen Erfahrungen einbringt. Kernelemente dieser
spezifisch europäischen Erfahrung sind das Leid durch
Krieg im eigenen Land, aber auch der friedliche Interes-
senausgleich, zu dem Deutschland und Frankreich vor
50 Jahren gefunden haben. Beide Seiten haben hiervon
profitiert und eine beispiellos erfolgreiche Entwicklung
in Gang gesetzt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Deutschland und Frankreich haben dabei von Anfang
an nicht den Fehler begangen, sich ausschließlich auf
ihre Zusammenarbeit zu konzentrieren. Sie wurden zum
Motor der europäischen Integration. Es gilt bis heute:
Ohne deutsch-französische Kooperation im Vorfeld
der Erweiterung oder im Konvent wären Fortschritte in
Europa kaum denkbar. Der Erfolg deutsch-französischer
Gemeinschaftsinitiativen beruht dabei nicht auf Domi-
nanz, sondern auf der Fähigkeit zu Kompromissen. 

In vielen Einzelfragen liegen die Ausgangspositionen
Deutschlands und Frankreichs auch heute noch weit aus-
einander. So war es bei der Frage einer Begrenzung der
Agrarausgaben im Zusammenhang mit der Erweiterung
oder bei der Konventsinitiative zur institutionellen Re-
form der EU. Unsere gemeinsame Stärke besteht gerade
darin, aus unterschiedlichen Ausgangspositionen ge-
meinsame Vorschläge zu entwickeln, die geeignet sind,
auch die anderen Partner in der EU zu gewinnen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Mit der Erweiterung entsteht ein größeres Europa.
Der Konvent muss die Voraussetzungen dafür schaffen,
dass die erweiterte Europäische Union handlungsfähig,
bürgernah und demokratisch wird. Die Erweiterung
zwingt uns dazu, längst überfällige Reformen endlich in
Angriff zu nehmen. Kompromisse auf dem kleinsten ge-
meinsamen Nenner können wir uns bei bald 25 und mehr
Mitgliedstaaten nicht mehr leisten.

Es ist gerade in Europa nicht außergewöhnlich, dass der
Problemdruck den notwendigen Fortschritt beschleunigt
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oder erst ermöglicht. Wir sind uns einig, dass am Ende
der Arbeit des Konvents ein Verfassungsentwurf stehen
muss, der erstmals einen einheitlichen Rahmen für das
Handeln der europäischen Institutionen schafft. 

Für uns ist besonders wichtig, dass Europa bürgernä-
her wird. Deshalb ist das Subsidiaritätsprinzip und seine
Durchsetzung in der europäischen Praxis von großer Be-
deutung. Wir begrüßen Vorschläge für entsprechende
Frühwarnmechanismen, halten jedoch darüber hinaus
ein Klagerecht der nationalen Parlamente, und zwar bei-
der Kammern, das heißt in Deutschland des Deutschen
Bundestages und des Bundesrates, unabhängig vonei-
nander, für unverzichtbar. Wir wollen die Rechtsinstru-
mente vereinfachen und klare Kompetenzregelungen
vereinbaren. Jeder soll nachvollziehen können, wer in
der Union für was zuständig ist. 

Doch eine Verfassung ist mehr als eine Beschreibung
von Institutionen und Verfahren. Wir wollen, dass sich
die Bürgerinnen und Bürger Europas mit der neuen Eu-
ropäischen Union identifizieren können. Deshalb setzen
wir uns auch für die Aufnahme der Grundrechtecharta in
die europäische Verfassung ein, und zwar an prominen-
ter Stelle. Ich freue mich, dass die entsprechende Initia-
tive der Bundesregierung nicht nur die Unterstützung al-
ler deutschen Konventsvertreter, sondern auch die
Unterstützung von über 100 Mitgliedern des Verfas-
sungskonvents gefunden hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das ist auch deshalb von besonderer Bedeutung, weil
die Europäische Union nicht nur eine Union der Staaten
und Völker, sondern zugleich eine Union der Bürgerin-
nen und Bürger ist. Das muss auch in der neuen Verfas-
sung entsprechend zum Ausdruck kommen.

Für die Akzeptanz europäischer Institutionen ist nicht
zuletzt deren Handlungsfähigkeit von Bedeutung. Der
deutsch-französische Vorschlag zur Fortentwicklung der
europäischen Institutionen stärkt Parlament, Kommis-
sion und Rat und damit die Europäische Union insge-
samt. Die größte Herausforderung – das erfahren wir
nicht zuletzt in der aktuellen weltpolitischen Debatte und
das prägt auch die heutige Debatte des Bundestages – ist
die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der
EU. Diese Debatte berührt selbstverständlich auch die
Arbeit des Konvents; er ist kein Elfenbeinturm. 

Eine Verfassung ist jedoch mehr als eine Antwort auf
tagespolitische Fragen. Wir bauen den Rahmen, in dem
sich in Zukunft gemeinsame europäische Willensbildung
vollziehen kann und soll. Das setzt entsprechenden Wil-
len voraus – keine Frage –, aber auch geeignete Instituti-
onen und Verfahren.

Unser Vorschlag, die Schaffung eines europäischen
Außenministers, würde Europa in der Gemeinsamen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik ein Gesicht geben. Noch
wichtiger ist für mich die Perspektive, in Fragen der Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik mit qualifi-
zierter Mehrheit zu entscheiden, damit die EU auch mit
einer Stimme sprechen kann. 

In der Bevölkerung gibt es gerade in der Irakfrage
schon heute über alle nationalen Grenzen hinweg ein ge-
meinsames europäisches Bewusstsein. Es ist die Verant-
wortung der politischen Akteure, auch in der Opposition,
das entsprechende europäische Selbstbewusstsein an den
Tag zu legen, ein Selbstbewusstsein, das auf Partner-
schaft setzt, aber Ergebenheitsadressen nicht nötig hat.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, zur Weiterentwicklung der
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik gehört für
mich auch die Perspektive einer europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungsunion. Die EU der 15 gibt im
Vergleich zu den USA etwa 50 Prozent der Mittel für mi-
litärische Aufgaben aus; aber unsere militärischen Fä-
higkeiten liegen weit unterhalb dieser Marke. Deshalb
müssen wir unsere Fähigkeiten und Ressourcen bündeln,
stärker kooperieren und unsere Bedarfsplanung harmo-
nisieren. 

Da sich auf absehbare Zeit nicht alle Mitgliedstaaten
an einer ESVU beteiligen können oder wollen, sollten
wir das Instrument der verstärkten Zusammenarbeit nut-
zen, um dieses Schlüsselprojekt für den europäischen In-
tegrationsprozess voranzubringen. 

Die europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik
ist keine Konkurrenz zur NATO, erst recht keine Alter-
native, sondern eine unverzichtbare Stärkung der transat-
lantischen Partnerschaft.

Auch das hatte John F. Kennedy bereits angepeilt: eine
NATO, die auf zwei starken Pfeilern, einem amerikani-
schen und einem europäischen Pfeiler, steht.

Wir sind im Konvent – ohne Frage – weit gekommen,
weiter, als manche Skeptiker vermutet haben. Aber noch
ist nicht völlig sicher, ob das größere Europa wirklich
mehr sein wird als eine erweiterte Freihandelszone. Für
uns in Deutschland war die EU stets mehr als nur ein
Markt, nämlich eine Gemeinschaft mit gemeinsamen
Werten und Zielen. Lassen Sie uns weiterhin gemeinsam
daran arbeiten, diese Werte und Ziele in der europä-
ischen Verfassung zu verankern und die institutionellen
Voraussetzungen zu schaffen, um diesen Werten und
Zielen Geltung zu verschaffen – in Europa und darüber
hinaus.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir haben die historische Chance, die Teilung unseres
Kontinents zu überwinden und ein Europa der Freiheit,
des Friedens und des Zusammenhalts zu schaffen. Las-
sen Sie uns diese Chance nutzen!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich erteile das Wort dem Kollegen Albert Rupprecht,
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Albert Rupprecht (Weiden) (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir
Junge in Europa, die heute 20- bis 30-Jährigen, erleben
Europa anders als die Nachkriegsgeneration. Wir fragen
primär nach den Chancen, die uns Europa bietet. Wir
wollen in einem starken und handlungsfähigen Europa
leben, einem Europa der Vielfalt und der Regionen.

Aber zwischen diesem europäischen Traum – er ist
auch mein Traum – und der politischen Wirklichkeit in
Europa wird die Kluft größer. Deutschland war früher
die treibende Kraft für die Gemeinschaft. Heute spaltet
es Europa; ein Riss geht quer durch Europa.

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Das ist aber 
kein guter Einstieg!)

Es ist doch traurig, dass trotz aller Dramen, die sich auf
der Welt abspielen, die gemeinsame Außenpolitik völlig
verloren geht. 

Das großartige Deutschland, jahrzehntelang der wirt-
schaftliche Motor in Europa, ist heute ein Sanierungsfall.

(Ute Kumpf [SPD]: Na!)

100 000 gut ausgebildete junge Leistungsträger verlas-
sen Deutschland jedes Jahr, weil sie bei uns keine Zu-
kunft sehen.

(Peter Hintze [CDU/CSU]: Stimmt leider!)

Der Kanzler sagt, dass das neue große Europa möglichst
niemandem Angst machen solle.

(Ute Kumpf [SPD]: Das ist auch gut so!)

Reden Sie doch einmal mit den Menschen! 61 Prozent
der Menschen in Deutschland haben Angst vor der Ost-
erweiterung.

(Widerspruch bei der SPD)

Trotz oder gerade weil ich von der europäischen Idee
begeistert bin, hinterfrage ich, ob der europäische Zug
auf dem richtigen Gleis steht und ob er in die richtige
Richtung fährt. Ich frage Sie: Schafft der Verfassungs-
vertrag handlungsfähige Institutionen? Bringt er eine
Klärung der Kompetenzen zwischen Brüssel, Berlin und
den Regionen Katalonien oder Bayern? Vor allem:
Bringt er, wo nötig, eine Rückverlagerung der Kompe-
tenzen?

Mal ehrlich: Innerlich haben viele von uns bereits zu-
gestimmt – man macht es halt so; Europa ist eben gut
und toll –, ohne zu wissen, was im Verfassungsvertrag
stehen wird. Ich denke aber, dass der Verfassungsvertrag
die Zustimmung auch wert sein muss. Ob er es ist, wer-
den wir dann sehen, wenn er vorliegt. Ein Ja und Amen
zu allem kann und darf es nicht geben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Roth
[Heringen] [SPD]: Deshalb müssen wir uns
beteiligen!)

Es ist doch kaum zu ertragen, wie sich Landesparla-
mente und der Bundestag in den vergangenen Jahren
schleichend selbst entmachtet haben. Zeitlich verzögert
winken wir die Sammellisten durch und winken ab. Wir

brauchen handlungsfähige Parlamente in Deutschland.
Ich hoffe, dass der Verfassungsvertrag hier eine Besse-
rung bringt.

Kommen wir zur Osterweiterung. Die Wiederverei-
nigung Europas ist ein großartiger Prozess, großartig
auch für Deutschland. Aber die Osterweiterung ohne
Vollzug der institutionellen Reformen und ohne Klärung
der Kompetenzen zu beschließen ist zumindest riskant.
Wir machen den zweiten Schritt vor dem ersten, weil
man sich in Nizza nicht fähig gezeigt hat. 

Es wird auch Verlierer geben, die wir auffangen müs-
sen. Osteuropa muss aufgebaut werden – keine Frage.
Diese Gelder werden aber bei uns fehlen. Auch das ist
keine Frage. Was passiert in Ostdeutschland? Über
Nacht soll die europäische Förderung wegfallen. Ein na-
tionaler Ausgleich ist – zumindest bisher – nicht gewähr-
leistet. Wie soll es weitergehen? Die Betroffenen wollen
das wissen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ostbayern, meine Oberpfälzer Heimat, wird im Ver-
gleich zu unserem tschechischen Nachbarn das höchste
Fördergefälle der Welt verkraften müssen. Das bricht
Strukturen und verursacht Verwerfungen. Trotz aller
Freundschaft verstehen die Menschen das nicht.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Die warten auf 
den Kanzlerförderplan!)

Der Kanzler machte in der Weidener Erklärung den
Menschen Hoffnung; der damalige Fraktionsvorsit-
zende Ludwig Stiegler versprach seinerzeit, ein ge-
schlossenes Grenzgürtelprogramm aufzulegen. Sehr ge-
ehrte Damen und Herren, die Menschen warten noch
heute. Es wurde versprochen und es wurde gebrochen.

Europa wird nur dann erfolgreich sein, wenn es ein
Europa der Regionen wird – davon bin ich zutiefst
überzeugt –, ein Europa der Vielfalt mit seinen faszinie-
renden kulturellen Unterschieden, Sprachen und Traditi-
onen. Bauen wir in Europa auf Dezentralität und Viel-
falt, wie es erfolgreiche Länder, aber auch Unternehmen
tun. Nehmen wir uns erfolgreiche Regionen zum Vor-
bild: Regionen in Irland, in Kalifornien, in Asien und
immer mehr in Mittel- und Osteuropa. Dort wird die re-
gionale Kraft, das regionale Können unterstützt und
Großartiges aufgebaut. Dort entstehen boomende und
ausstrahlende Kerne. Aber dazu brauchen unsere Regio-
nen Handlungskompetenz; sie hatten diese Kompetenz
früher mehr als heute. Wir brauchen eine Neuverteilung
der Kompetenzen, eine dezentralere Strukturpolitik
ebenso wie eine dezentralere Agrarpolitik, wir brauchen
ein vernünftiges Maß. Das wäre modern und erfolgreich.
Das wäre ein wichtiger Schritt auch für ein boomendes
Europa.

Ein Letztes: Als junger Europäer und Christ wünsche
ich mir ein menschliches Europa. Das muss auch für
Vertriebene gelten. Sie haben unsägliches Leid erfahren;
Menschen sind zutiefst in ihrer Seele verletzt worden.
Die Vertriebenen erwarten zu Recht eine Distanzierung
von dem Unrecht, das ihnen widerfahren ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Es ist die Pflicht der Bundesregierung, mit allem Nach-
druck hierauf zu drängen. 

Die Wiedervereinigung Deutschlands war und ist für
uns eine gemeinsame Aufgabe. Damals gab es mit Helmut
Kohl eine klare nationale und europäische Führungspersön-
lichkeit. Herr Schröder stellte sich im Bundestag in die Stie-
fel von Willy Brandt und sagte zur Osterweiterung: „Es
wächst zusammen, was zusammengehört.“ Nur acht Wo-
chen nach diesem Satz stehen wir in Europa vor einem
Scherbenhaufen. Was ist das für eine Weitsicht, was ist
das für eine politische Führung?

(Karin Kortmann [SPD]: Was ist das für ein 
Schmarren?)

Sehr geehrte Damen und Herren, wir brauchen in
Deutschland und in Europa klare Führung statt Beliebig-
keit. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ulrich Heinrich [FDP])

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege Rupprecht, ich gratuliere auch Ihnen
herzlich zu Ihrer ersten Rede im Plenum des Deutschen
Bundestages und verbinde dies mit allen guten Wün-
schen für Ihre weitere Arbeit. 

(Beifall)

Ich erteile nun das Wort dem Kollegen Axel Schäfer
für die SPD-Fraktion.

Axel Schäfer (Bochum) (SPD): 

Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Europa ist
auf einem guten Weg zur Verfassung. Lassen Sie es mich
in einem Bild darstellen: Der europäische Zug rollt ra-
scher und rascher in Richtung Integration. Seit 1951 ha-
ben wir die Lokomotive mehrfach generalüberholt: vom
kohlegefüllten Stahltender der Montanunion über die
Diesellok der Wirtschaftsgemeinschaft bis hin zur E-Lok
des Binnenmarktes. Heute sitzen wir im Hochgeschwin-
digkeitszug nach Brüssel. Statt wie früher nur sechs
Waggons bewegen wir künftig 25 oder 30. Mit neuen In-
strumenten passen wir die alten europäischen Gleise an
das rasante Tempo an; die Ära der Bummelzüge ist vor-
bei. Nur mit starken, schnellen Zügen wie ICE, TGV,
Thalys und Eurostar kann die EU beim Wettbewerb mit-
halten. Es bleibt keine Zeit mehr, anzuhalten und zu ver-
schnaufen. Wir müssen der europäischen Lokomotive in
voller Fahrt die Räder wechseln. 

(Heiterkeit)

Mit dem EU-Verfassungskonvent und der zeitglei-
chen historischen Erweiterung um zunächst zehn Länder
bringen wir unseren Kontinent nahe an das heran, was
einmal die Vereinigten Staaten von Europa sein werden.
Für Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ist dies
Grundbestandteil ihrer geschichtlichen Identität. Unsere
Forderung nach deutscher Einheit als Anfang eines soli-
darischen europäischen Staates datiert aus dem Jahr

1866 und war im ersten Wahlprogramm des Allgemei-
nen Deutschen Arbeitervereins zu finden. Heute ist das
fast Wirklichkeit.

Weitestgehend erfüllt ist auch das Vermächtnis jener
politischen Häftlinge im KZ Buchenwald aus 13 Län-
dern und dem gesamten Spektrum der demokratischen
Linken. Sie mahnten nach der glücklichen Befreiung
durch US-Soldaten im Jahr 1945, Europas kulturelle
Mission in der Welt zu erneuern. Die erste Vorausset-
zung dafür sahen sie in der deutsch-französischen und in
der deutsch-polnischen Verständigung. Auf diese Tradi-
tion sind wir stolz – und das zu Recht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sozialdemokratische Kanzler der Bundesrepublik
Deutschland, Willy Brandt, Helmut Schmidt und
Gerhard Schröder, haben, jeder zu seiner Zeit, dazu
Wegweisendes geleistet. Die besonderen Verdienste von
christdemokratischen Regierungschefs wie Konrad
Adenauer und Helmut Kohl um Europa möchte ich an
dieser Stelle ausdrücklich einbeziehen. 

Eine EU-Verfassung des Jahres 2003 ist allerdings
nur möglich, weil die deutsche Ratspräsidentschaft 1999
ein Erfolg war, weil diese Bundesregierung mit dem
Konvent zur Grundrechtecharta den Integrationsprozess
vom Kopf auf die Füße gestellt hat und weil SPD und
Grüne die öffentliche Debatte der Bürgerinnen und Bür-
ger sowie der Parlamentarierinnen und Parlamentarier an
die Stelle von Geheimdiplomatie von Regierungsvertre-
tern und Beamten gesetzt hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der seinerzeitige Vorsitzende der CDU/CSU-Frak-
tion, Kollege Schäuble, hat den damaligen EU-Gipfel, an
dem ich als Mitglied des Europäischen Parlaments als
Gast teilnehmen konnte, für gescheitert erklärt – trotz
der Erfolge im Kosovo, trotz des EU-Konvents, den wir
auf den Weg gebracht hatten. Die Geschichte ist darüber
hinweggegangen und hat unsere Position bestätigt.

Diese europäische Konstitution wird bestimmt ein
Modell ohne Beispiel; sie ist aber nicht ohne Vorbilder.
Gerade bei der Geburt einer Verfassung heute ist es
wichtig, an „The Birth of a Nation“ von 1776 bis 1787
zu erinnern. Damals schufen sich Menschen aus der al-
ten Welt in Amerika eine neue. Heute bilden in Europa
alte Staaten ein neues Gemeinwesen. Genau darin sehen
viele jenseits des Atlantiks heute ein Vorbild für regio-
nale Zusammenschlüsse – Stichwort NAFTA.

Die amerikanische Verfassung beginnt mit den Wor-
ten „Wir, das Volk der Vereinigten Staaten, von der Ab-
sicht geleitet, unseren Bund zu vervollkommnen“. In der
europäischen Verfassung beginnen wir fast gleichlautend
mit dem Wunsch der Völker und Staaten Europas, ihre
Zukunft gemeinsam zu gestalten. 

Gerade weil Europa und die USA so vieles an Über-
zeugungen und Grundsatzfragen verbindet, können wir
unterschiedliche Positionen im Einzelfall austragen und
aushandeln. Ein Blick auf den Bericht des Europäischen
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Parlaments 2002 zu den transatlantischen Beziehungen
zeigt 64 Punkte, bei denen es in der Politik Meinungs-
verschiedenheiten gibt. Von der Irakfrage war damals
überhaupt nicht die Rede. Gerade dabei kommt es auf
gleiche Augenhöhe und zuweilen auch auf Tapferkeit
vor dem Freund an. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der europäische Verfassungskonvent bedeutet in stür-
mischen Zeiten zugleich eine klare Akzentuierung unse-
res Profils. Ortega y Gasset hat vor fast 50 Jahren festge-
stellt: In uns allen überwiegt der Europäer bei weitem
den Deutschen, Spanier, Franzosen und vier Fünftel un-
serer inneren Habe sind europäisches Gemeingut. – Wer
heute die Selbstbehauptung Europas will, braucht Selbst-
bewusstsein und Selbstachtung. Aus gemeinsamen Wer-
ten muss gemeinsames Handeln erwachsen. Deshalb ist
diese Verfassung auch die allgemeine Antwort auf eine
konkrete Frage, die der Irakkonflikt stellt. Sie lautet: Ist
das vereinte Europa mehr als die Summe seiner Teile
oder fliehen wir in Zeiten, in denen die fortschreitende
Globalisierung harte Fakten schafft, zurück in den wei-
chen Schein von Renationalisierung? Nur Zusammenar-
beit oder doch Zusammenschluss? 

Jawohl, Europa braucht Mut und wir brauchen Mut zu
Europa. Mit dem EU-Konvent verbinden wir einen kriti-
schen, einen kreativen und einen offenen gesellschaftli-
chen Dialog. Denn eine Verfassung wird für Menschen
gemacht. Sie müssen sich darin wiederfinden. Sie muss
klare Orientierungen, eindeutige Formulierungen und
auch Hoffnungen enthalten – im blochschen Sinne: „Ins
Gelingen verliebt“. 

Für uns gilt: Europa ist der Weg und das Ziel; der
Frieden ist das Mittel und der Zweck. Deshalb bringen
wir Deutsche in die künftige EU-Verfassung unsere
Staatsräson vor dem Hintergrund der Präambel des
Grundgesetzes ein. Wir wollen als gleichberechtigtes
Land in einem vereinten Europa dem Frieden in der Welt
dienen. 

Glück auf! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der
CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege Schäfer, als früheres Mitglied des Euro-
päischen Parlaments war das selbstverständlich nicht
Ihre erste parlamentarische Rede. Aber dies war Ihre
erste Rede im Deutschen Bundestag, zu der ich herzlich
gratuliere, 

(Beifall)

verbunden mit allen guten Wünschen für die Fortsetzung
Ihrer langjährigen Arbeit an dem gemeinsamen großen
Thema Europa. 

Nun erteile ich dem Kollegen Andreas Schockenhoff
für die CDU/CSU-Fraktion das Wort.

Dr. Andreas Schockenhoff (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! In dem Antrag, den uns die Koalitions-
fraktionen zu unserer heutigen Debatte vorlegen, heißt es
– ich zitiere –:

Um den neuen außen- und sicherheitspolitischen
Anforderungen gerecht zu werden, muss Europa
auf der internationalen Bühne mit einer Stimme
sprechen. … Dies ist auch im Interesse einer ausge-
wogenen und dauerhaften transatlantischen Partner-
schaft wichtiger denn je.

Leider erleben wir derzeit, wie eklatant Anspruch und
Wirklichkeit rot-grüner Außenpolitik auseinander klaf-
fen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Durch die einseitige Vorfestlegung im Irakkonflikt
unabhängig von dem Ergebnis der UN-Inspektionen hat
die Bundesregierung nicht nur die atlantische Partner-
schaft dramatisch beschädigt. Sie hat Europa gespalten.
Bei allem Optimismus, der in dieser Debatte zu Recht
zum Ausdruck gekommen ist, müssen wir feststellen,
dass der europäische Einigungsprozess in einer der
größten Krisen, die es in den letzten Jahren gab, steckt.
Das gilt vor allem für substanzielle Fortschritte im Be-
reich der Außen- und Sicherheitspolitik, wobei zurzeit
die Vertrauensbasis, die dafür notwendig ist, nachhaltig
zerrüttet ist. 

Das ist deshalb umso dramatischer, als der europä-
ische Einigungsprozess auch nach der Osterweiterung
und nach dem Konvent fortgesetzt werden muss. Nur in
einem großen, politisch einigen und handlungsfähigen
Europa können wir im 21. Jahrhundert unsere Interessen
wahren und unserer Verantwortung gerecht werden.
Dieses Europa ist eben kein Gegensatz zur atlantischen
Partnerschaft, sondern ein wesentlicher Teil davon. Eu-
ropäische Einigung und transatlantische Allianz sind
existenzielle Grundlagen für die Sicherung unserer Zu-
kunft. 

Natürlich haben gerade wir Deutschen ein ureigenes
Interesse am Erweiterungsprozess. Mit dem Beitritt un-
serer östlichen Nachbarn erzielen wir einen historischen
Erfolg bei der dauerhaften Sicherung von Frieden in
Freiheit. Wie labil Frieden und Freiheit auf unserem
Kontinent immer noch sind, das haben wir gestern in
brutaler Weise durch die Ermordung des serbischen Mi-
nisterpräsidenten Djindjic wieder vor Augen geführt be-
kommen.

Im Übrigen hat die Befriedung des Balkans in den
90er-Jahren auch deutlich gemacht: Ohne die Vereinig-
ten Staaten von Amerika können wir Europäer die dauer-
hafte Stabilisierung Ostmitteleuropas und Südosteuropas
nicht leisten. Ich bin mir nicht sicher, ob in den Vereinig-
ten Staaten von Amerika die Akzeptanz des Engage-
ments amerikanischer Soldaten auf unserem Kontinent
erhalten bleibt, wenn europäische Partner die Solidarität
verweigern, wenn sich Amerika bedroht fühlt, 

(Beifall des Abg. Peter Hintze [CDU/CSU])
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und wenn europäische Diplomaten im Sicherheitsrat of-
fen gegen die Vereinigten Staaten von Amerika Stimmen
sammeln. 

Gestern hat der NATO-Rat beschlossen, mit Ablauf
dieses Monats die Operation Allied Harmony in Ma-
zedonien vorzeitig zu beenden. Von April an soll die Eu-
ropäische Union diesen Einsatz übernehmen. Die CDU/
CSU begrüßt dies ausdrücklich. Dies ist der erste militä-
rische Einsatz im Rahmen des internationalen Krisenma-
nagements, der von der Europäischen Union geführt
wird. Obwohl die Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik wegen des Irakkonflikts einen herben Rückschlag
erlitten hat, ist sie doch so weit institutionalisiert, dass es
zumindest im Kleinen Fortschritte zu verzeichnen gibt.
Die enge Zusammenarbeit mit der NATO und auch der
Rückgriff auf Fähigkeiten und Mittel der NATO bei der
Übernahme des Mandats in Mazedonien sind vorgese-
hen. Auch hier zeigt sich wieder: Dort, wo die Europäi-
sche Union – und sei es nur im Kleinen – international
agiert, ist sie ohne eine enge Abstimmung mit der NATO
und damit ohne das „backing“ der Vereinigten Staaten
von Amerika nicht handlungsfähig. 

Die deutsch-französische Zusammenarbeit – Herr
Staatsminister Bury hat zu Recht darauf hingewiesen –
bleibt für die europäische Einigung essenziell. Eine
Grundlage deutscher Außenpolitik war immer, eine aus-
gewogene Balance zwischen transatlantischer Koopera-
tion und deutsch-französischer Partnerschaft zu suchen.
Diese Balance hat der Bundeskanzler aufgegeben. 

Zu den Grundlagen unserer Außenpolitik hat auch
immer gehört, dass wir auf der einen Seite eine privile-
gierte Partnerschaft mit Frankreich pflegen, uns anderer-
seits aber auch zum Anwalt der Interessen kleinerer EU-
Mitgliedstaaten machen. Auch diese Ausgewogenheit
hat der Bundeskanzler aufgegeben, und zwar erstmals –
das hat nachhaltiger gewirkt, als uns heute lieb sein
kann – mit der offenen Brüskierung Österreichs, nach-
dem Wolfgang Schüssel zum Bundeskanzler gewählt
wurde.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: So ist es!)

Vor allem in den Staaten, die jetzt der Europäischen
Union beitreten, hat dies psychologisch eine verheerende
Auswirkung gehabt. Gerade die Ost- und Mitteleuropäer
haben immer wieder gesagt: So etwas passiert nur einem
kleinen oder mittleren Land und wir, die beitreten, sind
alles kleine und mittlere Länder; einem großen Land
wäre das nicht passiert. Auch die Art und Weise der
deutsch-französischen Vorgehensweise im Irakkonflikt
gegenüber den kleinen und auch gegenüber den jetzt bei-
tretenden Staaten war

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Verheerend!)

psychologisch verheerend.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Wo war denn 
die Kritik unseres Außenministers?)

Die deutsch-französische Partnerschaft ist eben kein Ma-
jorat, sondern sie ist Motor der Einigung. Sie muss im
Interesse der Europäischen Union wirken. 

Deshalb will ich abschließend auf das eingehen, was
Sie, Herr Bury, zum Instrument der verstärkten Zusam-
menarbeit gesagt haben. Selbstverständlich kann in ei-
nem Europa mit 25 Mitgliedern vor allem im Bereich der
Außen- und Sicherheitspolitik nicht alles mit allen Mit-
gliedern gemacht werden. Aber wir müssen auf dieses
Instrument zurückgreifen können. Nach unserer Auffas-
sung gilt: Im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik
in Europa darf es keine verstärkte Zusammenarbeit ge-
ben, an der nicht beide, also Deutschland und Frank-
reich, beteiligt sind. Es darf aber auch keine verstärkte
Zusammenarbeit geben, die nicht für alle anderen EU-
Mitglieder zu einem späteren Zeitpunkt, zu dem sie dies
wollen und können, offen bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was Sie zur Arbeitsteilung vor allem mit Blick auf die
diplomatischen oder militärischen Fähigkeiten gesagt
haben, ist selbstverständlich. Wir werden nächste Woche
bei der Haushaltsberatung sehen, ob Sie diesem An-
spruch auch Taten und entsprechende Mittel folgen las-
sen. 

Die Osterweiterung der Europäischen Union ist eine
historische Chance und Herausforderung für die deut-
sche Außenpolitik. Es ist höchste Zeit, die Hand-
lungsfähigkeit, Berechenbarkeit und Verlässlichkeit
zurückzugewinnen, die durch den Sonderweg der Bun-
desregierung gegenüber den heutigen und künftigen
Partnern in der EU verspielt worden ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort hat nun der Kollege Markus Meckel für die
SPD-Fraktion.

Markus Meckel (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrter Kollege
Schockenhoff, Sie sind wahrhaftig ein akzeptierter Au-
ßenpolitiker, aber manchmal fehlt die Wahrnehmung der
Realitäten. Es ist richtig, dass sich die Situation in Eu-
ropa so darstellt, dass es eine Spaltung der Europäer in
der Frage, wie der Irak entwaffnet werden soll, gibt, dass
es insoweit unterschiedliche Positionen gibt. Das ist aber
nicht einfach der Bundesregierung anzulasten, sondern
das liegt daran, dass hier sehr unterschiedliche Positio-
nen und Ansätze miteinander in Einklang gebracht wer-
den müssen. 

Zurzeit sind vier europäische Staaten Mitglied im
Sicherheitsrat. Es gibt ein ständiges Mitglied – Frank-
reich –, das der deutschen Position sehr nahe steht.
Dann gibt es ein anderes ständiges Mitglied – Großbri-
tannien –, das der Position der USA und Spaniens sehr
nahe steht. Dort reden und diskutieren wir darüber, wel-
ches der beste Weg zur Abrüstung des Irak ist.

Es stellt sich die Frage – diese Frage hat der Außen-
minister schon an Sie gerichtet –, wie Sie sich da einord-
nen. Sind Sie der Meinung, dass ein „schwerwiegender
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Verstoß“ gegen die Resolution 1441 vorliegt – ein „mate-
rial breach“ –, oder sind Sie der Meinung, dass die In-
spektionen auf der Grundlage dessen, was jetzt geschieht,
fortgeführt werden sollen? Das sind die politischen Ent-
scheidungen, vor denen Sie stehen. Sie müssen im Rah-
men der Konstellation Europas versuchen, Ihre eigene
Position zu beziehen.

Wenn wir uns diese unterschiedliche Situation anse-
hen – die unterschiedlichen Einschätzungen sind offen-
sichtlich –, dann stellen wir fest, dass sich die griechi-
sche Präsidentschaft erfolgreich um eine gemeinsame
Position bemüht hat, auf die man sich am 27. Januar
einigte. Wir haben dann erleben müssen, dass nicht die
Ost- und Mitteleuropäer die Initiative ergriffen haben,
sondern Herr Blair und Herr Aznar. Man kann vermuten,
dass sie vielleicht nicht ganz alleine auf den Gedanken
gekommen sind, eine Initiative zu starten, um diesen
Konsens kaputtzumachen.

Wir kritisieren nicht den Inhalt der Erklärung, der sich
unsere osteuropäischen Partner angeschlossen haben,
sondern das Prozedere. Ich komme gerade aus Polen und
Budapest, wo mir sehr deutlich gesagt wurde, dass man
dies aus heutiger Sicht für problematisch hält. Die Dis-
kussion findet in den Ländern statt. Auch in Budapest
und in Polen wird darüber diskutiert und es wird allge-
mein gesagt, dass wir so nicht miteinander umgehen
sollten. Den Regierungschefs Polens und Deutschlands,
die sich so gut kennen und so oft gesehen haben wie vor-
her niemals Regierungschefs der beiden Länder, sollte so
etwas nicht passieren. Aber wer wollte es dem polni-
schen Regierungschef vorwerfen, wenn wir gleichzeitig
feststellen müssen, dass auch der polnische Staatspräsi-
dent es vorher nicht wusste?

Es gibt also manchmal Kommunikationsschwierig-
keiten in einem Staat, es gibt Kommunikationsschwie-
rigkeiten in Europa. Ich denke, wir alle sollten und kön-
nen daraus lernen. Ich glaube, es ist uns allen, und zwar
sowohl den Beitrittsstaaten als auch den Mitgliedstaaten,
bewusst, dass es darum geht, Europa auch in der Außen-
und Sicherheitspolitik gemeinsam stark zu machen.

Bei der Betrachtung der jetzigen Situation sehen wir
heute normalerweise zuallererst die gespaltene Position
Europas. Wenn wir uns aber die Entwicklung der GASP
und der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik, ESVP, seit 1999 und eben nicht nur die Ent-
wicklung seit gestern ansehen, stellen wir fest, dass un-
geheuer viel passiert ist. Das kann niemand von uns
leugnen. Ich denke dabei natürlich an das Schaffen der
entsprechenden Institutionen und der entsprechenden
Ausschüsse sowie an das Zusammenbinden der militäri-
schen und der zivilen außenpolitischen Arbeit. In dieser
zentralen Frage hat gerade Europa besondere Verdienste,
auch in der Vergangenheit. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dies wollen wir gemeinsam weiterentwickeln zu einer in-
tegrativen Außenpolitik Europas, in der die politischen,
ökonomischen, zivilen und auch die militärischen Mög-
lichkeiten, die Europa hat, zu einer Gemeinsamen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik zusammengeführt werden.

Meine Kolleginnen und Kollegen, ich denke, es ist ein
großer Fortschritt, dass Europa auch eine sicherheitspoli-
tische Dimension hat und außenpolitisch wirklich ge-
meinsam agiert. Das wurde bis 1999 nicht für möglich
gehalten. Dass wir dazu heute im Konvent einen ganz
breiten Konsens haben, ist bereits mehrfach angespro-
chen worden. Dass es möglich ist, bereits über einen eu-
ropäischen Außenminister zu sprechen, ist ein ungeheu-
rer Fortschritt.

Heute geht es darum, diesen politischen Willen ange-
messen umzusetzen. Ich denke, dass es gerade im trans-
atlantischen Verhältnis ausgesprochen wichtig für uns
alle ist, dass Europa gemeinsam agiert und gemeinsam
auftritt. Es wäre ein völlig falsches transatlantisches Ver-
ständnis, zu glauben, durch eine Spaltung Europas nutze
man Amerika. Das ist ein ganz wesentlicher Punkt, den
wir uns deutlich machen müssen. Das transatlantische Ver-
hältnis wird umso stärker sein, je klarer Europa Amerika
als Partner auf gleicher Augenhöhe begegnet, als Partner
mit gemeinsamen Werten, in gemeinsamen Institutionen
und mit ganz zentralen gemeinsamen Interessen weltweit.

(Beifall bei der SPD – Dr. Gerd Müller [CDU/
CSU]: So, wie wir es im Augenblick praktizie-
ren! Das ist Ihre Wunschrealität!)

Die Erweiterung der EU ist beschlossen. Im nächsten
Monat wird die feierliche Unterzeichnung stattfinden,

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Die verklärte 
Welt!)

aber wir werden auch die Referenden in den Beitritts-
staaten haben. Wir haben die Wackelpartie und die Dis-
kussion in Malta erlebt und sind froh, dass dieses Land,
das als erstes sein Referendum abgehalten hat, recht
deutlich zugestimmt hat. Es wird dort, wie wir wissen,
zwar noch einen parlamentarischen Prozess und Wahlen
geben, aber ich glaube, Malta ist auf einem guten Wege. 

Schwieriger wird die Abstimmung in Slowenien, der
wir mit Spannung entgegensehen. Dort ist zwar die Ak-
zeptanz für die EU groß, allerdings wurde das Referen-
dum mit der Abstimmung über die NATO-Mitglied-
schaft verbunden. Eine NATO-Mitgliedschaft ist in der
Bevölkerung nicht sehr populär. Wenn es zu einem Krieg
kommen sollte – wir hoffen zwar alle, dass er verhindert
werden kann; aber es sieht ja nicht danach aus –, und
dies im unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit
dem Referendum, dann müssen wir uns durchaus große
Sorgen machen. 

Ich hoffe, dass alle Referenden erfolgreich durchge-
führt werden. Es darf bei den neuen Mitgliedstaaten
Ost- und Mitteleuropas nicht der Anschein erweckt
werden – so kam das etwa durch die Reaktion Chiracs
auf den Brief der Acht bei ihnen an –, dass sie nicht zur
Definition eigener, selbstständiger Positionen und zum
Einbringen ihrer Positionen in die europäische Mei-
nungsbildung berechtigt sein sollten. Wir wollen sie als
wirkliche Partner. Es ist richtig, dass sie sich als solche
zur Sprache bringen.

Deshalb ist es meiner Meinung nach gut, wenn der pol-
nische Außenminister Initiativen zur Gestaltung der
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Nachbarschaft ergreift. Die Europäische Union hat jetzt
dazu einen Text vorgelegt. Wir werden darüber reden
müssen, wie die Gestaltung einer guten Nachbarschaft in
der Europäischen Union auch mit Blick auf künftige Er-
weiterungsprozesse vorangebracht werden kann. Der
Mord an Zoran Djindjic, den wir gerade erleben mussten,
ist für uns ein ganz klares Signal und eine Warnung, dass
wir aktiv werden müssen und dass wir den Ländern in die-
ser Region und den restlichen Ländern Europas verstärkt
eine Perspektive auf eine Mitgliedschaft geben müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, wir haben uns sowohl im
Rahmen der EU, wo wir mit dem Headline Goal die
militärische Dimension implementieren wollen, als
auch im Rahmen der NATO, wo wir die Response Force
beschlossen haben, hohe Ziele gesetzt und müssen nun
zusehen, dass dies kompatibel wird. Dazu gibt es den
festen Willen. Dabei müssen wir darauf achten, dass wir
die Grundsätze wirklich in der Praxis umsetzen. Wir ha-
ben nur eine Bundeswehr. Angesichts der Defizite, die
im Bereich der Streitkräfte – bei den Transportkapazitä-
ten, bei der Kommunikation und der Aufklärung – vor-
handen sind, werden wir große Anstrengungen tun müs-
sen. Das geht nur durch Arbeitsteilung, durch Bündelung
und dadurch, dass wir in Absprache mit den anderen eu-
ropäischen Partnern gemeinsam handeln. 

Wichtig scheint mir – damit möchte ich schließen –,
dass wir auch in der Frage der Rüstungs- und Anschaf-
fungspolitik in Europa zu gemeinsamer Aktion, zu ge-
meinsamem Handeln kommen. Im Rahmen des Kon-
vents ist der Vorschlag gemacht worden, eine
europäische Rüstungsagentur zu schaffen. Ich denke,
das ist ein ganz zentrales Thema, nicht nur für die euro-
päische Rüstungswirtschaft, die gegenüber der Rüs-
tungswirtschaft der USA konkurrenzfähig sein soll, son-
dern auch für eine gemeinsame Sicherheitspolitik. Wir
brauchen gemeinsames Handeln im Rüstungssektor.
Deswegen sollten wir diese Agentur intensiv unterstüt-
zen, einmal deswegen, weil sie Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben in Europa fördern kann, aber auch
deswegen, um die Einhaltung der Kapazitätsziele, die
wir als Staaten versprochen haben, zu erreichen.

Meine Damen und Herren, wir sind auf einem guten
Weg und sollten uns dessen auch bewusst sein. Im
Jahr 1989/90 haben wir – denken Sie einmal zurück –
noch über „Vertiefung oder Erweiterung?“ diskutiert.
Heute sind wir dabei, in einem parallelen Prozess beides
zu erreichen. Wir haben die große Erweiterung beschlos-
sen und sollten alles dafür tun, dass die Referenden ge-
lingen. Darüber hinaus werden wir am Ende des Jahres
hoffentlich eine europäische Verfassung haben. Dies
wird ein großer Erfolg sein.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich erteile das Wort dem Kollegen Erwin
Marschewski, CDU/CSU-Fraktion.

Erwin Marschewski (Recklinghausen) (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Vor-
redner haben zu Recht gesagt, dass die Osterweiterung
der Europäischen Union ein epochales Ereignis ist. Dass
Demokratie, Menschenrechte und Minderheitenschutz in
dann 25 Staaten Europas mit 450 Millionen Menschen
absolute Geltung haben werden, hat der Union Kraft ge-
geben, seit Jahrzehnten auf dieses Ziel hinzuarbeiten.
Wir wollen diese historische Chance nutzen, die auch
eine noch intensivere Verständigung mit unseren öst-
lichen Nachbarn umfasst.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Verständigung und Aussöhnung – das sind Ziele, die
die Heimatvertriebenen bereits im August 1950 in ihrer
Stuttgarter Charta proklamiert haben. Es geht darum, die
Gräben zuzuschütten und ein geeintes Europa zu schaffen,
in dem die Völker ohne Furcht und Zwang leben können.
Weil dies auch unsere Ziele sind, haben wir als Union die
wichtige Brückenfunktion der deutschen Heimatvertrie-
benen und Volksgruppen in Mittel- und Osteuropa stets in
besonderer Weise herausgestellt. Deswegen werden wir
die berechtigten Anliegen der Heimatvertriebenen im
Rahmen der Osterweiterung zur Sprache bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Weil das Recht auf die Heimat gilt, muss die in der
Europäischen Union geltende Freizügigkeit ein Schritt
hin zur Verwirklichung dieses Rechts auf die Heimat
sein, und weil sich Europa als Rechts- und Wertegemein-
schaft versteht, müssen Völker und Volksgruppen ohne
rechtliche Diskriminierung zusammenleben können.
Deswegen betone ich: Die Vertreibungsdekrete und
Vertreibungsgesetze sind Unrecht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Daher darf zum Beispiel das so genannte tschechische
Straffreistellungsgesetz von 1946, durch das die Verbre-
chen an Deutschen und Ungarn bis hin zur Tötung straf-
frei gestellt wurden, keine Gültigkeit mehr haben. Glei-
ches gilt für die Aufhebung der Unschuldsvermutung
und die entschädigungslose Enteignung. Sie dürfen
keine notwendigen Sanktionen mehr sein, wie es das
tschechische Verfassungsgericht noch 1995 bedauer-
licherweise ausdrücklich erklärt hat.

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege Marschewski, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Meckel?

Erwin Marschewski (Recklinghausen) (CDU/CSU): 

Bitte schön, Herr Präsident.

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Bitte sehr.

Markus Meckel (SPD): 

Sehr geehrter Herr Kollege, ich denke, wir alle in die-
sem Hohen Hause sind uns einig, dass Vertreibungen
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Unrecht sind. Dies ist hier von Vertretern aller Fraktio-
nen mehrfach gesagt worden.

Ich glaube, es gibt aber ein Missverständnis. Deshalb
möchte ich Sie dazu etwas fragen. Wollen Sie damit sa-
gen, dass Sie dieses Thema jetzt, nachdem die Verhand-
lungen mit diesen Ländern über den Beitritt zur Europä-
ischen Union zu einem Ende geführt worden sind – die
Verträge sind zwar noch nicht unterschrieben, aber die
Verhandlungen sind beendet –, erneut aufgreifen und
einbringen wollen? Wollen Sie damit sagen, dass dies für
Sie ein neues Feld ist und dass diese Frage in den Verträ-
gen noch in irgendeiner Weise berücksichtigt werden
muss? Hier wäre Klarheit wichtig.

Erwin Marschewski (Recklinghausen) (CDU/CSU): 

Herr Meckel, ich will eines sagen: Vertreibung und
ethnische Säuberung dürfen nirgendwo Bestandteil einer
bestehenden Rechtsordnung sein. Es kann nicht sein,
dass diese Dinge zum Beispiel in der Tschechischen Re-
publik noch in den Gesetzesblättern stehen. Das muss
durch eine Erklärung des Parlaments oder Ähnliches be-
endet werden können. Denn für uns ist es doch eindeutig
– dies will ich mit meinen Ausführungen sagen –: Dies
alles steht im klaren Widerspruch zu dem Geist und den
Werten der Europäischen Union und des Völkerrechts.
Das ist unsere Intention.

(Beifall bei der CDU/CSU – Abg. Markus
Meckel [SPD] meldet sich zu einer weiteren
Zwischenfrage)

– Ich möchte in den verbleibenden Minuten gern zu
Ende ausführen, verehrter Herr Kollege.

Um eines noch zu sagen: Wir Deutsche wissen natür-
lich um das schwere Unrecht, das die Nazis auch vielen
Völkern Osteuropas zugefügt haben. Das, was Helmut
Kohl ausgedrückt hat, ist aber auch richtig: 

Weder wird deutsche Schuld durch das Unrecht der
Vertreibung auch nur um ein Jota gemindert, noch
hebt deutsche Schuld das Unrecht der Vertreibung
auf. 

Deswegen – das ist meine weitere Antwort – müssen
diese Themen auch im Verhältnis zu unseren östlichen
Nachbarn offener und intensiver angesprochen werden;
sonst könnten sie den Weg in eine gemeinsame Zukunft
erschweren, Herr Kollege Meckel.

Es ist die Verpflichtung der Bundesregierung, genau dies
zu tun. Wir beide kennen doch Art. 6 des Vertrages über
die Europäische Union. In ihm sind die Grundsätze der
Freiheit, der Demokratie, der Menschenrechte und der
Rechtstaatlichkeit festgeschrieben, die die Mitgliedstaa-
ten akzeptieren müssen. Was aber in diesen Dekreten
steht, ist eben nicht rechtstaatlich. Sie stehen in eklatan-
tem Widerspruch zu Art. 6 des EU-Vertrages. Die Ver-
treibungsdekrete sind Unrecht und müssen aufgehoben
werden. Dafür steht die Union ein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mit dieser Haltung stehen wir nicht allein. Sie wissen,
dass sich der UNO-Menschenrechtsausschuss in Genf in

mindestens sechs Entscheidungen entsprechend geäußert
hat. Sie wissen, dass auch das Europäische Parlament die
Aufhebung verlangt hat. Wenn Sie gar nichts überzeugt:
Der Bayerische Landtag hat mit den Stimmen von CSU
und SPD einen Beschluss in diesem Sinne gefasst.
Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen von der
SPD, ich sage dazu nur: Tut es ihnen gleich! 

Sie wissen doch genauso gut wie wir: Nur wenn wir
auch das ansprechen, wenn wir darüber diskutieren und
wenn wir zu anderen Ergebnissen kommen, können wir
als Nachbarn in eine gemeinsame und bessere europä-
ische Zukunft gehen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Bevor ich dem Kollegen Meckel das Wort zu einer
Kurzintervention erteile, möchte ich – ganz freundlich –
darauf hinweisen, dass der zwischen den Fraktionen ver-
einbarte Zeitplan unserer heutigen Plenardebatte schon
kräftig aus dem berühmten Ruder gelaufen ist. Ich wäre
dankbar, wenn alle dies bei ihren Zusatzfragen, Interven-
tionen und der Ausnutzung ihrer Redezeit berücksichti-
gen.

Bitte schön, Herr Meckel.

Markus Meckel (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. Ich werde mich kurz
fassen. 

Herr Marschewski, wir sind uns völlig einig, dass wir
die Fragen von vergangenem Unrecht und von Vertrei-
bung, dass wir unsere europäische Geschichte überhaupt
noch intensiv zum Thema machen müssen. Das gilt nicht
nur für unsere östlichen Nachbarn, sondern das betrifft
unsere Situation in Europa insgesamt. Wir brauchen über
die Ländergrenzen hinweg den gemeinsamen Willen zur
Behandlung von Geschichte und sollten versuchen, ge-
meinsam Geschichte zu schreiben. Ich stimme Ihnen
auch ausdrücklich darin zu, dass sich alle Staaten der
Europäischen Union an die europäische Rechtsordnung
halten müssen.

Eine Frage ist mir aber wichtig und deshalb habe ich
mich doch noch zu einer Kurzintervention gemeldet – das
ist in Ihrer Rede offen geblieben –: Wollen Sie sagen,
dass Sie Gesprächsbedarf sehen, oder wollen Sie sagen,
dass Sie bis zum Abschluss der Verträge und ihrer Ratifi-
zierung entweder von der Europäischen Kommission
eine entsprechende Initiative erwarten, um das Thema
Verteibung zur Sprache zu bringen, oder sich von den
Nachbarländern eine entsprechende Entscheidung als Vo-
raussetzung für die Zustimmung Ihrer Fraktion zur Auf-
nahme in die Europäische Union erhoffen. Diese Frage
möchte ich sehr gerne von Ihnen beantwortet haben. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege Marschewski, möchten Sie antworten? –
Gut, dann erteile ich Ihnen das Wort.
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Erwin Marschewski (Recklinghausen) (CDU/CSU): 

Herr Kollege Meckel, ich spreche nicht für alle Au-
ßenpolitiker der Union; das ist wahr. Aber ich kenne die
Meinung unserer Außenpolitiker. Sie alle vertreten ein-
deutig die Auffassung: Wir müssen noch einmal mitein-
ander reden. Der Deutsche Bundestag hat in seinen Sit-
zungen nach dem Krieg zum Volksgerichtshof und zu
vielen anderen scheußlichen Dingen Nein gesagt und sie
als Unrecht verurteilt. So etwas erwarte ich zum Beispiel
auch von unseren tschechischen Freunden. Was hindert
sie daran, es uns gleichzutun und die Dekrete, die Ver-
treibung, die Aberkennung der Staatsbürgerschaft, die
Verurteilungen zum Tode, Totschlag und vieles andere
als Unrecht zu verurteilen? Das erwarten wir. Wir erwar-
ten, dass die Bundesregierung – der Außenminister ist
nicht mehr anwesend – dies intensiv und kraftvoll vor-
trägt. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort hat nun der Kollege Kurt Bodewig, SPD-
Fraktion.

Kurt Bodewig (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
finde es gut, dass wir uns heute die Zeit nehmen, über
zwei wirklich historische europäische Ereignisse zu
sprechen: die Entwicklung einer europäischen Verfas-
sung und das große Thema des Beitritts, also die Tat-
sache, dass Europa ab dem 1. Mai 2004 anders aussehen
wird. 

Das Bemühen der Opposition, künstlich Gegensätze
zu erzeugen, ist nur zum Teil gelungen. Schließlich füh-
ren wir heute eine Debatte über Europa und nicht über
den Irak, auch wenn ein geeintes, starkes Europa meines
Erachtens eine Antwort in der Irakdebatte ist. Ich will
nachher darauf eingehen.

Es ist wichtig, festzustellen, dass die künstliche Tren-
nung zwischen Ost und West aufgehoben worden ist. Die
Qualität dieses Ereignisses können wir gar nicht hoch
genug schätzen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich bedauere, dass dies in der Debatte kaum Widerhall
gefunden hat. Ist es so selbstverständlich, dass es in
Europa, zumindest in den Grenzen der Europäischen
Union, seit 58 Jahren keinen Krieg mehr gegeben hat?
Für diese Region der Welt ist das der längste Zeitraum
friedlichen Zusammenlebens in der Historie. Auch das
ist Europa.

Ich gratuliere dem Kollegen Rupprecht zu seiner ers-
ten Rede. Seine bayerische Euroskepsis macht mich je-
doch sehr nachdenklich. Ich fand das Statement, das Sie
hier in Richtung Europa abgegeben haben, traurig, weil
dieses Europa – auch nach der Erweiterung – eine hohe
Attraktivität hat. Eine Zone der Sicherheit und Demo-
kratie zu haben ist keine Selbstverständlichkeit. Der

Mordanschlag von gestern hat dies unterstrichen. Es ist
ein großer Wert, dass in Europa eine Zone der Sicher-
heit, der Demokratie und der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit besteht, die nach der Erweiterung bis ins Bal-
tikum, nach Bulgarien und Rumänien reichen wird. Das
bedeutet eine ganz neue Attraktivität.

Einige von uns haben eine Einladung nach Oslo be-
kommen. Die Norweger diskutieren auf einmal über ei-
nen Beitritt zur Europäischen Union. Diese neuen Ent-
wicklungen zeigen: Es gibt eine Attraktivität dieses
größten ökonomischen Binnenmarktes der Welt, der
nach der Erweiterung 450 Millionen Menschen umfas-
sen und damit – auch das sollten wir sehen – ein starkes
Gegengewicht zu den Wirtschaftsräumen in Nordame-
rika und Asien bilden wird. 

Ich halte es für Unsinn, eine Debatte zu führen, ob es
sich um ein altes oder ein neues Europa handelt. Europa
hat eine Geschichte, die mit Werten verbunden ist. Zu-
künftig werden wir ein gemeinsames Europa haben. Das
ist eine Antwort auf all diejenigen, die in Europa künst-
liche Gräben errichten wollen. Wir wollen ein gemein-
sames und starkes Europa im Sinne einer Lebensverbes-
serung der Menschen und der Friedenssicherung.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Carl-Ludwig
Thiele [FDP])

In der Zuwanderungsdebatte heute Morgen hat ein
Kollege der Union den Begriff vom gordischen Knoten
gebraucht.

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: FDP! Stadler war 
das!)

Wenn dieser Begriff in eine Richtung treffend ist, dann
in Bezug auf den Gipfel von Kopenhagen. Dort ist, ge-
rade in Bezug auf die schwierigen Verhandlungen mit
Polen, ein gordischer Knoten durchschlagen worden,
und zwar nicht zuletzt vom Bundeskanzler. Das sollten
wir anerkennen und dafür sind wir dem Kanzler zu Dank
verpflichtet.

(Beifall bei der SPD)

Herr Altmaier, das ist auch die Antwort auf Ihren Bei-
trag, in dem Sie uns glauben lassen wollten, der Bundes-
kanzler sei hinsichtlich Europa desinteressiert. Das Ge-
genteil ist richtig. Es geht um große Linien und um
konkrete Kleinarbeit. Beides wird von dieser Bundesre-
gierung mit Unterstützung des Parlaments hervorragend
gehandhabt. 

Mein Dank gilt natürlich auch Günter Verheugen, der
in einer sehr schwierigen Situation die Interessen der
Staaten überein gebracht hat. Leider ist der schwere
Zypernkonflikt, der übrigens auch Gradmesser für die
Europafähigkeit der Türkei ist, noch nicht gelöst. 

Die Unterzeichnung der Beitrittsverträge mit zehn
Staaten am 16. April ist dennoch ein historischer Vor-
gang. Die Erweiterung wird zu Wachstum, ausländi-
schen Direktinvestitionen und klaren wirtschaftlichen
Impulsen führen. Ich fand die Formulierung von Sir
Leon Brittan in diesem Zusammenhang sehr treffend:
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Die Bedeutung der Osterweiterung ist nur ver-
gleichbar mit dem Abschluss der Römischen Ver-
träge im Jahr 1957.

Wenn uns das bewusst ist, können wir positiv nach vorne
schauen und den bayerischen Skeptizismus zur Seite
schieben.

Ich will noch etwas zu Herrn Marschewski sagen. Ich
glaube, Ihre ganze Herangehensweise ist falsch. Dieses
Europa wird ein Europa der Gemeinsamkeit und der Be-
gegnung sein. Am sichersten wird gegen Vertreibung
und ethnische Säuberung wirken, dass sich die Men-
schen kennen lernen. Wenn junge Menschen miteinander
in einen Austausch treten, ist das das Wirkungsvollste,
was wir auch im Sinne der Vertriebenen tun können. Da-
ran sollten wir gemeinsam arbeiten.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich auch das Thema Handel ansprechen.
Die EU-Osterweiterung hatte seine Vorgeschichte mit ei-
nem Europaabkommen, mit dem faktisch eine europä-
ische Freihandelszone einherging. Allein der Beitritts-
prozess hat nun bewirkt, dass die Kandidatenstaaten in
Vorleistung gegangen sind: Sie haben die Stabilitätskri-
terien ernst genommen und durchgesetzt. Das sind deut-
liche Erfolge. 

Der Handelsbilanzüberschuss der EU gegenüber den
zehn Beitrittsländern beträgt 20 Milliarden Euro.
Deutschland hat hieran einen Anteil von 50 Prozent.
Die ökonomische Wirkung ist also auch im Sinne
Deutschlands positiv, wobei für die Beitrittskandidaten
die strukturellen Chancen für eine wirtschaftliche Ent-
wicklung noch größer sind als im Europa der Fünf-
zehn. Beides zusammengenommen wird dazu führen,
dass neue Wachstumschancen entwickelt werden und
dass ein Europa geschaffen wird – damit ende ich an
dem Punkt, an dem ich begonnen habe –, das Frieden
gewährleistet und eine starke Kraft darstellt.

Ich glaube, dass dieses Europa nicht gegen Amerika
gerichtet ist. Das Problem der acht Unterzeichner des
vielfach angesprochenen Briefes bestand doch vielmehr
darin, dass sein Inhalt nicht einmal in Übereinstimmung
mit der Auffassung der eigenen Bevölkerung stand. 

Dieses Europa wird ein friedliches Europa mit guten
Beziehungen zu den USA und anderen großen Zentren
dieser Welt sein. Wir sollten dieses friedliche Europa in
einem gemeinsamen Verständnis und mit Ihrer Unter-
stützung aufbauen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort hat nun die Kollegin Frau Dr. Lötzsch.

Dr. Gesine Lötzsch (fraktionslos): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Einige
EU-Beitrittskandidaten mit Polen an der Spitze haben in

der Frage eines Krieges gegen den Irak eine andere Mei-
nung vertreten als Frankreich und Deutschland. Wir als
PDS teilen die Auffassung dieser Länder ausdrücklich
nicht, weil wir der Meinung sind, dass Krieg kein Mittel
der Politik sein darf.

(Beifall der Abg. Petra Pau [fraktionslos])

Aber offensichtlich haben einige Politiker der EU ver-
gessen, dass auch EU-Beitrittsstaaten souveräne Staa-
ten sind. Sie haben wie jedes andere Land das Recht auf
eine eigene Meinung und damit auch auf eine argumen-
tative Antwort. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!)

Insbesondere die Reaktion des französischen Präsiden-
ten war sicherlich nicht von Argumenten dominiert und
ist daher symptomatisch. 

Damit komme ich zu einem Aspekt, der in dieser De-
batte bisher noch keine Rolle gespielt hat. Die Beitritts-
länder werden von der EU häufig wie Schuljungen be-
handelt, die gefälligst keine eigene Meinung vertreten
sollen. Meinungsmacher sind Frankreich, Deutschland
und Großbritannien; die anderen Länder haben das
Recht, sich dieser Meinung anzuschließen. Diese Sicht-
weise ist mir bei den Beitrittsverhandlungen immer wie-
der aufgefallen. 

Die Verhandlungen wurden von oben herab geführt.
Die Beitrittsländer wurden häufig wie Bittsteller behan-
delt. Die Ergebnisse der Verhandlungen sind gerade für
Polen in vielen Fragen eine Zumutung. Die EU fordert,
dass alle Regeln durch die Beitrittsländer 1 : 1 übernom-
men werden, gewährt aber gleichzeitig den zukünftigen
EU-Bürgern nicht die gleichen Rechte wie den Alt-EU-
Bürgern. Vor allem Deutschland hat mit völlig überzoge-
nen Übergangsregeln – ich nenne nur die Einschränkung
der Niederlassungsfreiheit für Bürger aus den Beitritts-
ländern für sieben Jahre – EU-Bürger erster und zweiter
Klasse festgeschrieben. 

Ich denke, die EU braucht dringend neue politische
und strukturelle Ansätze. Man darf die Beitrittsländer
nicht wie Erstklässler behandeln, sondern man muss ih-
nen Spielräume lassen, damit sie Neues ausprobieren
und Innovationen in die EU hineintragen können.

(Beifall der Abg. Petra Pau [fraktionslos])

Dabei handelt es sich um eine Lehre, die wir auch aus
den Erfahrungen in Ostdeutschland ziehen müssen.
Die kritiklose Übernahme verkrusteter Strukturen der al-
ten Bundesrepublik war ein schwerer Fehler und hat zur
Stagnation in Ostdeutschland beigetragen. Das stelle ich
nicht nur aus eigener Erkenntnis fest, sondern ich darf
als Beispiel Professor Simon, seinerzeit Präsident des
Wissenschaftsrates, zitieren, der von den im Kern verrot-
teten Hochschulen sprach – in der alten Bundesrepublik,
wohlgemerkt! 

Lassen Sie mich einige Anmerkungen zu der Arbeit
des Konvents machen. Die PDS im Bundestag begrüßt
die Erarbeitung einer Verfassung für die Europäische
Union. Eine künftige Union der Fünfundzwanzig braucht
grundlegende Reformen. Sie braucht Institutionen und
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Verfahren, die auch mit 25 Mitgliedern funktionieren.
Die PDS setzt sich dafür ein, dass folgende vier Punkte
in der zukünftigen Verfassung auf jeden Fall berücksich-
tigt werden:

Erstens: Sozialstaatlichkeit. Wir wollen, dass Sozial-
staatlichkeit und soziale Marktwirtschaft in der Verfas-
sung festgeschrieben werden; offene Marktwirtschaft ist
uns zu wenig. Massenarbeitslosigkeit, soziale Ausgren-
zung und Armut sind europäische Themen, die wir in
Europa gemeinsam angehen müssen. Dazu sollten wir
uns auch verbindlich verpflichten. 

Zweitens: Grundrechte. Die Grundrechte-Charta
muss – das ist schon von einigen Vorrednern angespro-
chen worden – in vollem Wortlaut an den Anfang der
Verfassung gestellt werden. Schon lange haben wir uns
für ihre volle Rechtsverbindlichkeit eingesetzt. Alle Ver-
suche, die in ihr enthaltenen sozialen Grundrechte zu
verwässern, lehnen wir als PDS ab. 

(Beifall der Abg. Petra Pau [fraktionslos])

Drittens: Demokratie. Das Demokratiedefizit der Eu-
ropäischen Union muss in der Verfassung endlich ange-
gangen werden. Das bedeutet Stärkung der Rechte der
Bürgerinnen und Bürger sowie Stärkung der Rechte des
Europäischen Parlaments. 

Viertens: Friedensverpflichtung. Wir halten es nicht
zuletzt vor dem Hintergrund der Diskussionen über ei-
nen drohenden Krieg gegen den Irak für unerlässlich,
eine Friedensverpflichtung in der europäischen Verfas-
sung zu verankern. Darum muss sich die deutsche Bun-
desregierung im Konvent noch mehr bemühen. Es sollte
doch eine Selbstverständlichkeit sein, die Europäische
Union auch in ihrem außenpolitischen Handeln auf das
Völkerrecht und insbesondere auf die Ächtung von An-
griffskriegen zu verpflichten. 

Herzlichen Dank.

(Beifall der Abg. Petra Pau [fraktionslos])

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Letzter Redner in der Aussprache zu diesem Tages-
ordnungspunkt ist der Kollege Dr. Nüßlein, CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Das Zusammenwachsen Europas
und die Freundschaft Amerikas haben nach zwei Welt-
kriegen Frieden, Freiheit und Wohlstand gesichert. Darü-
ber besteht Konsens. 

(Beifall des Abg. Heinz Seiffert [CDU/CSU])

Herr Bodewig, ich denke, dass dies bereits in der heuti-
gen Debatte entsprechend gewürdigt wurde. Konsens be-
steht aber auch darüber – so hoffe ich jedenfalls –, dass
die EU nicht nur eine Wirtschafts-, sondern auch eine
Wertegemeinschaft ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die europäischen Werte haben ihre Wurzeln im Chris-
tentum und in der Aufklärung. Deshalb setzen wir uns
von der CDU/CSU für die „invocatio dei“ ein. Der Be-
zug zu Gott ist die kulturelle Klammer Europas, die jede
Verfassung, auch die europäische, übersteigende Ver-
pflichtung zur Verantwortung vor der höchsten Macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dass sich manche heute schwer mit dem Bekenntnis zu
Gott tun, haben wir schon bei der Vereidigung des amtie-
renden Atheistenkabinetts erlebt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Widerspruch bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Kollege Marschewski hat Recht: In unserer europä-
ischen Wertegemeinschaft haben die diskriminierenden
Benes-Dekrete keinen Platz. Leider warten die Europäer
noch immer auf die tschechische Distanzierung vom Un-
recht der Vertreibung, aber auch auf eine klare Stellung-
nahme der rot-grünen Mehrheit in diesem Haus. 

Wenn man auf dem von mir dargestellten Wertefunda-
ment steht, dann wird auch klar, dass einer EU-Vollmit-
gliedschaft der Türkei die Basis fehlt. Daran sollten wir
künftig keinen Zweifel lassen, um einerseits die Integra-
tionsfähigkeit Europas nicht zu überfordern und anderer-
seits die Partnerschaft mit der Türkei, die ich für sehr
wichtig halte, nicht zu gefährden. 

Deutschland ist der bevölkerungsreichste Staat und der
mit Abstand größte Nettozahler der Europäischen Union.
Bei mir in Schwaben gilt – Schwaben ist ja kein unwesent-
licher Teil Europas –: Wer zahlt, schafft an; wer bezahlt,
bestimmt die Richtung. Die Bürgerinnen und Bürger er-
warten, dass die Bundesregierung endlich die berechtigten
deutschen Interessen in Europa und in der Konventsarbeit
durchsetzt. Ich frage Sie: Wo ist Ihr Gesamtansatz, Ihr
Konzept, das die Rolle Deutschlands in der Europäischen
Union beschreibt? Vor Rot-Grün waren wir Deutschen
Motor in Europa. Jetzt sind wir Schlusslicht. 

(Widerspruch bei der SPD)

– Ich würde an dieser Stelle auch lieber etwas anderes
erzählen. 

Es ist wichtig, dass ein Verfassungsvertrag klare Kom-
petenzabgrenzungen nach dem Subsidiaritätsprinzip ent-
hält. Auch das ist übrigens ein Baustein christlicher Sozi-
allehre. Nun gibt es Aufgaben, die unbestritten der
Gemeinschaft zuzuordnen sind, zum Beispiel die Gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik oder die Stabilität des
Euro. Inzwischen mussten wir erleben, wie Rot-Grün die
gemeinsame Sicherheitspolitik auf dem Wahlkampfaltar
opfert. Wir müssen uns immer wieder anschauen, wie Rot-
Grün wegen seiner kranken Finanzpolitik die Stabilitäts-
kriterien des Euro zu Grabe tragen will.

(Widerspruch bei der SPD – Zuruf von der 
SPD: Wer hat die Rede aufgeschrieben?)

– Keiner von der SPD. Sie würden nämlich die Realität
nicht so deutlich ansprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Dr. Gesine Lötzsch
Ihr politisches Siechtum in Deutschland darf aber
nicht auch noch den Integrationsprozess in Europa infi-
zieren.

Die strikte Beschränkung der EU auf Kernaufgaben,
die nur gemeinschaftlich lösbar sind, ist gerade im Hin-
blick auf die Osterweiterung notwendig. Ich halte es,
offen gesagt, für illusorisch, eine Vertiefung und eine Er-
weiterung der Europäischen Union vereinbaren zu wol-
len.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

– Im Bereich der Kompetenzen. – Wir brauchen stattdes-
sen eine Rückübertragung von Kompetenzen, insbeson-
dere eine Öffnung hin zu regionalen Eingriffsmöglich-
keiten im Bereich der Struktur- und Agrarpolitik. Nur so
ist die Osterweiterung für Deutschland zu verkraften und
insgesamt zu finanzieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber angesichts des wirtschaftlichen Desasters, das Rot-
Grün anrichtet, spielen für Sie strukturelle Verwerfungen
wohl keine Rolle mehr.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: So ist es!)

Die Landwirtschaft, zu der ich heute gar nichts ge-
hört habe, hat Ministerin Künast längst abgeschrieben.
Unsere Bauern wissen: Die Landwirtschaftsministerin
hat keine Kompetenz. 

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ihre Bauern vielleicht!)

– Sie haben wahrscheinlich keine.

Ich bitte Sie, die Sorgen der Menschen ernst zu neh-
men. Für viele sind die Risiken der Osterweiterung
greifbarer als die Chancen. Für viele steht Brüssel für
Bürokratie. Wenn wir bei diesen Institutionen über den
Doppelhut diskutieren, dann geht ihnen schon lange der
Hut hoch. Nur Transparenz sichert Akzeptanz. Verges-
sen Sie bitte auch nicht die Zuständigkeiten des Deut-
schen Bundestages, also unsere Informations-, Kontroll-
und Mitwirkungsrechte!

(Zuruf von der SPD: Wir sind doch im Parla-
ment!)

– Ich sage ja: unsere Rechte. – Europäisches Recht darf
nicht hinter verschlossenen Türen geschaffen werden.
Ich appelliere gerade an die Kollegen der SPD und der
Grünen: Es ist in Ihrem eigenen Interesse, wenn Sie die
parlamentarischen Kontrollrechte nicht zu sehr aus der
Vogelperspektive der Regierungsfraktionen sehen. Lange
werden Sie das nämlich nicht mehr sein.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege Nüßlein, ich gratuliere Ihnen zu Ihrer
ersten Rede im Deutschen Bundestag. Ich erlaube mir
für die Zukunft die kleine Anregung, bei der verallge-
meinernden Charakterisierung von Institutionen oder

Personen sich um die Zurückhaltung oder Präzision zu
bemühen, die dem Gegenstand angemessen ist.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Da brauchen
wir erläuternde Ausführungen, um das zu ver-
stehen!)

– Die liefere ich, Herr Kollege, gerne nach.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das versteht
kein Mensch! Vollkommen deplatzierte Be-
merkung!)

Ich schließe damit die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für die Angelegenheiten
der Europäischen Union auf Drucksache 15/451. Der
Ausschuss empfiehlt unter Nr. 1 seiner Beschlussemp-
fehlung die Annahme des Entschließungsantrags der
Fraktionen der SPD und des Bündnisses 90/Die Grünen
auf Drucksache 15/215 zu der Abgabe einer Regierungs-
erklärung durch den Bundeskanzler zu den Ergebnissen
des Europäischen Rates in Kopenhagen am 12. und
13. Dezember 2002. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Die Be-
schlussempfehlung ist mit der Mehrheit der Koalition
gegen die Stimmen der Opposition bei einer Enthaltung
angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Nr. 2 der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses. Hier geht es um
die Ablehnung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU
auf Drucksache 15/195 mit dem Titel „Der Weg für die
Osterweiterung ist frei: Abschluss der Beitrittsverhand-
lungen auf dem Europäischen Rat von Kopenhagen“.
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die Beschluss-
empfehlung ist mit den Stimmen der Koalition und der
FDP gegen die Stimmen der CDU/CSU-Fraktion ange-
nommen.

Ich weise darauf hin, dass zu dem Antrag „Der Weg
für die Osterweiterung ist frei: Abschluss der Beitritts-
verhandlungen auf dem Europäischen Rat in Kopenha-
gen“ eine Reihe von Erklärungen zur Abstimmung vor-
liegt, und zwar von den Kollegen Sehling, Zeitlmann,
Aigner und zahlreichen anderen Kolleginnen und Kolle-
gen aus der CDU/CSU-Fraktion.1) Diese Erklärungen
werden dem Protokoll beigefügt.

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europä-
ischen Union empfiehlt unter Nr. 3 seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 15/451 die Ablehnung des
Antrags der Fraktion der FDP auf Drucksache 15/216
mit dem Titel „Historischer Erweiterungsgipfel verstärkt
Druck auf innere Reformen der Europäischen Union“.
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Wer
stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Die Beschlussemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalition gegen die
Stimmen der FDP bei Enthaltung der CDU/CSU-Frak-
tion angenommen.

1) Anlage 2
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Vizepräsident Dr. Norbert Lammert
Wir kommen zur Abstimmung über die unter Tages-
ordnungspunkt 4 b sowie unter Zusatzpunkt 1 aufgeführ-
ten Vorlagen. Interfraktionell wird die Überweisung der
Vorlagen auf den Drucksachen 15/548 und 15/577 an die
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen, wobei die Vorlage auf Drucksache 15/548 zu-
sätzlich an den Haushaltsausschuss überwiesen werden
soll. Besteht darüber Einverständnis? – Das ist offenkun-
dig der Fall. Dann haben wir die Überweisungen so be-
schlossen.
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Maria Michalk, Kristina Köhler (Wiesbaden),
Anlage 2

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Matthias Sehling, Wolfgang
Zeitlmann, Ilse Aigner, Martin Hohmann,
Hartmut Koschyk, Susanne Jaffke, Michael
Glos, Dr. Peter Ramsauer, Dorothee Mantel,
Norbert Geis, Dr. Ole Schröder, Stephan Mayer
(Altötting), Hubert Deittert, Jochen-Konrad
Fromme, Albrecht Feibel, Beatrix Philipp,
Dr. Michael Luther, Günter Baumann, Arnold
Vaatz, Ernst-Reinhard Beck (Reutlingen),
Reinhard Grindel, Dr. Klaus W. Lippold (Of-
fenbach), Thomas Strobl (Heilbronn),
Dr. Andreas Schockenhoff, Ursula Lietz, Clemens
Binninger, Christa Reichard (Dresden), Georg
Brunnhuber, Heinz Seiffert, Partricia Lips,
Matthäus Strebl, Barbara Lanzinger, Manfred
Grund, Johannes Singhammer, Daniela Raab,
Monika Brüning, Klaus Hofbauer, Hannelore
Roedel, Christian Schmidt (Fürth), Doris
Meyer (Tapfheim), Dr. Georg Nüßlein, Georg
Schirmbeck, Peter Weiß (Emmendingen),
Marco Wanderwitz, Peter Bleser, Elke Wülfing,
Gerald Weiß (Groß-Gerau), Julia Klöckner,

Karl-Theodor Freiherr von und zu Guttenberg,
Klaus Brähmig, Michaela Noll, Klaus Riegert,
Tanja Gönner, Volker Kauder, Henry Nitzsche,
Veronika Bellmann, Albert Rupprecht (Wei-
den), Dr. Hermann Kues, Erwin Marschewski
(Recklinghausen), Kurt-Dieter Grill, Erika
Steinbach, Dr. Peter Gauweiler, Thomas
Dörflinger und Helmut Rauber (alle CDU/CSU)
zur Abstimmung über den Antrag: Der Weg für
die Osterweiterung ist frei: Abschluss der Bei-
trittsverhandlungen auf dem Europäischen Rat
von Kopenhagen (Tagesordnungspunkt 4 a)

Dem Beitritt von Estland, Lettland, Litauen, Malta,
Polen, der Slowakischen Republik, Slowenien, der
Tschechischen Republik, Ungarn und Zypern in die Eu-
ropäische Union stimmen wir mit dem vorliegenden An-
trag grundsätzlich zu, denn diese Völker und ihre jungen
Demokratien sind eine Bereicherung für die Europäische
Union. Wir sind aber enttäuscht, dass bei den Beitritts-
verhandlungen die Menschenrechtsstandards des Kopen-
hagener Vertrages nicht die notwendige überragende
Rolle gespielt haben. In diesem Sinne sind die Entrech-
tungsdekrete gegenüber ungarischen und deutschen Ver-
triebenen und Flüchtlingen fortwirkendes Unrecht. In die
EU gehören aber nur Staaten, die die Menschenrechte
umfassend achten. Menschenrechte sind von sich aus
universal angelegt. Rechtsakte, die zu diesen im Gegen-
satz stehen, gehören aufgehoben.
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